37. 


Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1¼ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 
Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 

In- und Auslandes an. 


Amtliches. 
— 5 a 
Die diesjährige ordentliche General⸗Verſammlung der Meiſt⸗ 
betheiligten der Preußiſchen Bank wird auf 


Mittwoch den 19. März d. J. Nachmittags 5½ Uhr 
hierdurch einberufen, um für das Jahr 1861 den Verwaltungs ⸗ 
Bericht und den Jahres⸗Abſchluß nebſt der Nachricht über die Divi⸗ 
dende zu empfangen, die für den Zentral⸗Ausſchuß nöthigen Wah ⸗ 
len vorzunehmen (Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846 88. 62. 
65. 67. 68. 97 und Geſetz⸗Sammlung 1857, Seite 240) und über 


die Ausgaben von Talons zu den Dividendenſcheinen in Zukunft 
($, 10 alin. ult. der Bank⸗Ordnung) Beſchluß zu faſſen. 
Die Verſammlung findet im hieſigen Bankgebäude ſtatt. 
Die Meiſtbetheiligten werden zu derſelben durch beſondere, der 
Poſt zu übergebende Anſchreiben eingeladen. 
Berlin, 8. Februar 1862. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten, Chef der Preußiſchen Bank. 
von der Heydt. 


Berlin, 13. Febr. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Landrathe 172 elein in Labiau und dem Landrathe von Seeckt 
in Greifswald den Cbarafter als Geheimer Regierungsrath zu verleihen; ferner 
dem Polizel-Präſidenten Maurach zu Königsberg i. Pr. die Erlaubniß zur 
Aulegung des von des Königs von Sachſen Majeſtät ihm verliehenen Komthur⸗ 
kreuzes zweiter Klaſſe des Albrechts, Ordens zu ertheilen. 

Am Ellſabeth⸗Gymnaſium in Breslau ift die Beförderung des Kollabora- 


to er zum ordentlichen Lehrer genehmigt worden. 
? 2 hd a Se. Exzellenz der General-Lieutenant und Inſpekteur 


der 2. Ingenieur-Inipeltion, Bogun von Wangenheim, von Breslau. 


Nr. 38 des St. Anz. s enthält Seitens des K. Miniſteriums für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten eine Zirkularverfügung vom 5. Februar 1862, 
betr. die Vorſchriften über die Beeidigung der Handelsmäkler und über die Be⸗ 
glaubigung und Aufbewahrung der von denſelben zu führenden Tagebücher. 


Bel der beute fortgeſeßten Ziehung der 2. Klaſſe 125. Königl. Klaſſen · 
Lotterie fiel — 2 — un von 10,000 Thlr. auf Nr. 71,779. 2 Ben 
ER 4000 Thlr. fielen auf Nr. 56,284 und 78,911. 1 Gewinn von 2000 Thlr. 

el aufder. 55,223. 1 Gewinn von 600 Thlr. auf Nr. 89,067. 4 Gewinne 5 
200 Thlr. auf Nr. 4582. 7460. 68,026 und 94,091; und 5 Gewinne zu 1 
Thlr. auf Nr. 11,954. 18,399. 43,696. 56,926 und 64,639. 


Kbnigilche eneral-Lotterte- Direktion. 


Telegramme der Poſener Zeitung. 

Wien, Mittwoch 12. Febr., Abends. In der heu⸗ 
tigen Sitzung dez Unterhauſes wurde bei Verhandlung 
der Strafgeſetznovelle der Antrag der Regierung, Angriffe 
auf die Ehre des Reichsraths, der Landtage, der Behörden, 
der Armee, der einzelnen Mitglieder des Reichsraths und der 
Landtage, der öffentlichen Beamten, der Militärs, der Seel⸗ 
ſorger bezüglich deren Berufshandlungen, der Zeugen und 
Sachberſtändigen bezüglich ihrer Ausſagen, von Amtswegen 
zu verfolgen, abgelehnt, ungeachtet Staatöminifter v. Schmer⸗ 
ling erklart hatte, im Falle der Ablehnung für die Preßge⸗ 
ſetze und für das Strafberfahren in Preßangelegenheiten die 
kaiſerliche Sanktion nicht beantragen zu können. 

London, Mittwoch 12. Febr. Die Dampfer „Ba⸗ 
darig“ und „North American“ find aus Newyork einge⸗ 
troffen, letzterer mit Nachrichten vom 1. Februar. Einem 
Gerüchte nach hätte der Marineminiſter ſeine Demiſſion ge⸗ 
geben. Die Unionsflotte hat von der Inſel Wilmington 
Beſitz genommen und ſomit die Verbindung zwiſchen dem 
Fort Pulaski und Savannah abgeſchnitten. General Beau: 
regard iſt mit 15,000 Mann nach Kentucky abgegangen. — 
Der Wechſelkurs auf London war in Newyork 113, Geld 
flüſſig, Gold 3 ¼ Agio, Fonds flau, Illinois 60, Brot⸗ 


Hoffe ſeſ. (Eingeg. 13. Februar 9 Uhr Vormittags.) 

paris, Donnerftag 13. Febr. Der „Moniteur“ veröffentlicht 
das Geſth wegen der Rentenkonperſion. Die Obligationen folen erſt 
Kompertirt werden, wenn fie vollſtändig bezahlt find. — Ans Rom 
vom 11. d. wird gemeldet, die Nachricht, daß der Papſt ein Preve 
gegen die polniſche Pewegung an den Etzbiſchof von Pofen gerich- 


let, ſti ungenau, und die Erklärung, welche die Journale dem Dom- 


hertn Diotobrjeski Zuſchreiben, fei apohryph. (Das würde alſo 
beißen, Bes Erklärung vor dem ruſſiſchen Kriegsgerichte — |. Nr. 
29 — jet amtlicher Seits gefälſcht veröffentlicht worden?! Sollte 
man das wirklich in Rom beſſer wiſſen als in Warſchau? D. Red.) 
(Eingegangen 13. Februar 10 Uhr 15 Min. Vormittags.) 


F Deutibland. 

Preußen. AD Berlin, 12. Februar. [Franzöſiſche 
Abſichten mit Sardinien; die großdeutſche Demonſtra— 
tion und die preußtiſche Antwort.] Die franzöſiſche Regierung 
hat ſich bekanntlich noch in ganz jüngſter Zeit veranlaßt gefunden, 
gegen den Verdacht zu proteſtiren, als habe fie bei dem Turiner 
Hofe die Abtretung der Inſel Sardinien betrieben. Dagegen iſt 
von anderer Seite mit Beſtimmtheit behauptet worden, der Gegen⸗ 


Donnerſtag den 13. Februar 1862. 


ſtand habe in den geheimen Unterhandlungen zwiſchen dem Kaiſer 
Napoleon und dem Grafen Cavour eine wichtige Rolle geſpielt. 
Ein Pariſer Bericht aus guter Quelle, in welchen ich Einſicht er⸗ 
halten, ſucht beide Angaben zu vereinigen, indem er auf eine Kom⸗ 


gewinnen und gleichzeitig die Unabhängigkeit des heiligen Stuhles 
zu ſichern, dem Papſt für den Vatikan die Inſel Sardinien als 
Reſidenz und ſouveränes Eigenthum anbieten fol. Dieſer Plan 
fol vom Kaiſer Napoleon lebhaft empfohlen worden ſein und würde 
aller Wahrſcheinlichkeit nach in Turin gern angenommen werden, 
wenn man auf die Zuſtimmung der römiſchen Kurie Ausſicht hätte. 


Proteſt gegen das Bernſtorff ſche Programm enthalten, liegt jetzt vor 


und beweiſt, daß die Wiener Diplomatie Sammetpfötchen zu ma- 


chen weiß, auch wenn ſie einen kühnen Anlauf nimmt. (Wir theilen 
unter Wien eine Analyſe derſelben mit und werden in der morgen⸗ 
den Nummer den vollſtändigen Wortlaut geben. D. Red.) Wichtig iſt, 
zu konſtatiren, daß die Garantie für das Geſammtgebiet Oeſtreichs, 
wie ich ſchon meldete, in den angedeuteten Reformplänen der Groß⸗ 
deutſchen nicht vorkommt. Von Wien aus wird indeſſen verſichert, 
daß dieſe Abſicht keineswegs aufgegeben ſei; doch wolle das Wiener 
Kabinet keineswegs die Aufnahme des öſtreichiſchen Geſammtſtaa⸗ 
tes in den deutſchen Bund verlangen. Uebrigens hat unſere Regie⸗ 
rung ſich beeilt, die Kundgebung der öſtreichiſch-würzburgiſchen 
Koalition zu beantworten. Die Rückäußerung des Grafen Bern⸗ 
ſtorff ſoll bereits abgegangen ſein und den großdeutſchen Proteſt in 
allen Stücken als unbegründet zurückweiſen. Preußen hält das 
durch Artikel 11 der Bundesakte gewährleiſtete Recht der Sonder⸗ 
bündniſſe zwiſchen den einzelnen Bundesgliedern aufrecht und ver⸗ 
ſagt ſeine Theilnahme an Berathungen über eine Bundesreform 
nach den Wünſchen der Firma Oeſtreich, Würzburg und Kompagnie. 
Natürlich kann Graf Bernſtorff nur ſein Befremden darüber aus⸗ 
drücken, daß man eine ſolche Aufforderung an ihn richtet, nachdem 
er in ſeiner Rückäußerung auf die Beuſt'ſchen Vorſchläge die Un⸗ 
vereinbarkeit der großdeutſchen Ideen mit der preußiſchen Auffaſ⸗ 
ſung ſcharf genug betont hat. Der Kundgebung der Koalition ſind 
bis jetzt keine weiteren Beitrittserklärungen gefolgt und mehrere der 
eingeladenen Regierungen ſollen, wie verlautet, ihre Mitwirkung 
verſagt haben. N 1 u 

Berlin, 12. Febr. [Vom Hofe; Tagesnachrichten.] 
Im Laufe des heutigen Vormittags nahm der König die Vorträge 
der Geheimräthe Illaire und Coſtenoble, der Generaladjutanten 
v. Manteuffel und v. Alvensleben, des Chefs des Generalſtabes der 
Armee, Generallieutenant v. Moltke ꝛc. entgegen und ertheilte als⸗ 
dann einige Audienzen. Mittags begaben ſich die Majeſtäten, die 
Prinzen und Prinzeſſinnen des Königshauſes ꝛc. in das Palais des 
Prinzen Friedrich, machten dem Prinzen Georg, der heute ſeinen 
36. Geburtstag feierte, einen Gratulationsbeſuch und begrüßten 
zugleich den Prinzen Friedrich, der 175 Abend von Hannover, 
nach mehrmonatlichem Aufenthalt auf dem Schloſſe Eller, wieder 
hierher zurückgekehrt iſt. Die hohen Herrſchaften verweilten nahezu 
eine Stunde in dem prinzlichen Palais und nahmen dort das De⸗ 
jeuner ein. Die Familientafel fand zur Feier des Tages bei den 
Majeſtäten ſtatt. Abends iſt im königlichen Palais Theegeſellſchaft, 
zu der auch mehrere Räthe, Militärs 2c. geladen find. Nachmittags 
3 Uhr arbeitete der König mit den Miniſtern v. d. Heydt und Graf 
Bernſtorff. Von 11 Uhr ab hatte der Handelsminiſter einer Staats⸗ 
miniſterialkonferenz in feinem Hotel präfidirt. Der Kronprinz 
konnte derſelben nicht beiwohnen, weil er erſt heute Abend von 
Köln, wohin er ſeine Gemahlin auf der Reiſe nach London geleitet 
halte, wieder hierher zurückgekehrt. 


Die Profeſſoren Bötticher und Curtius ſind heute, von einigen 
Studirenden begleitet, im Auftrage des Kultusminiſters zu wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Forſchungen nach Griechenland abgegangen und werden 
dort etwa vier Monate verweilen. Anfangs war zu dieſer Miſſion 


er Zeikung. 


Doſen 


37. 


In ſerate 0 
(1½¼ Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 
tene Zeile oder deren Raum 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) ſind an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er- 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an; 

genommen. 


ermitteln. Aus Anlaß des Beuſtſchen ae ep und zum Theil in 
polemiſcher Form gegen daſſelbe, giebt die Depeſche eine umfaſſende 
Darlegung der Geſichtspunkte, von denen die badiſche Regierung 


die Frage der deutſchen Bundesreform betrachtet. Im Gegenſatz zu 


bination hindeutet, vermöge deren Victor Emanuel, um auf fried⸗ 
lichem Wege die Hauptſtadt Rom für das Königreich Italien zu | 


Beuſt und Genoſſen wird als der einzig richtige Ausgangspunkt 
hingeſtellt: nicht die möglichſte Berückſichtigung der Einzelinkereſſen, 
ſondern die möglichſt hoͤchſte Leiſtung für das Gemeinſame; nicht 
auf eine neue Formel komme es an, ſondern auf allſeitige Opfer⸗ 


bereitwilligkeit, auf ſelbſtloſe Hingebung an das Wohl des Ganzen, 


Der Wortlaut der identiſchen Noten, welche den großdeutichen | 


auch der Hofbaurath, Profeſſor Strack, auserſehen, doch zog diefer 


vor, hier zu bleiben. Geſtern Nachmittag hatte der Koͤnig noch 
eine längere Unterredung mit dem Profeſſor Bötticher, bei welcher 


auch der Kultusminiſter zugegen war. Prof. Bötticher iſt in Grie⸗ 


chenland, das er noch nie beſucht hat, doch gut orientirt. Derſelbe 
iſt hier eine bekannte Perſönlichkeit. Im Jahre 1848 ging er als 
Freiwilliger mit nach Baden, obwohl er niemals Soldat geweſen 
war, und vor wenigen Jahren wollte ihn der Generalſuperintendent 


Dr. Bücpſel nicht trauen, weil er eine abgeſchiedene Frau heirathen 


wollte. Die Trauung vollzog ſpäter auf höhere Anordnung der 


Prediger Kaiſer. — Heute Nachmittag ging der Potsdamer Eiſen⸗ 


bahnverwaltung die Anzeige zu, daß nun auch die Magdeburg⸗ 
Wittenberger 


ahn zwiſchen Wittenberge und Seehauſen überflur 
thet und dadurch der Verkehr geſtört ſei. Die Potsdamer Eiſen⸗ 


bahndirektion hatte erſt geſtern angefangen, ihre Gütertransporte 


auf der Hamburger Bahn über Wittenberge ꝛc. nach dem Rhein ab⸗ 
gehen zu laſſen, weil dieſe Bahnverwaltung die Beförderung un⸗ 
gleich billiger übernahm, als die anhaltiſche Direktion. Dieſe ver⸗ 
| langte nämlich für 100 Zentner pro Meile 25 Thlr., jene war mit 
11 Thlrn. zufrieden. Jetzt kommen alle Güter von der Hamburger 
Bahn wieder zurück und nehmen ihren Weg nach dem Rhein über 
Deſſau, Köthen ꝛc. 
— (Badiſche Note in Betreff der Bundesreform.] 
Ueber eine neue badiſche Depeſche, welche gewiſſermaßen die Ant⸗ 
wort auf den öſtreichiſch⸗würzburgiſchen Angriff gegen Preußen fein 


ſoll, wird der „K. Z.“ von hier berichtet: Die Depeſche, vom 
28. Januar datirt, iſt an den hieſigen badiſchen Geſandten, Frhr. t 
die Triasidee hiebei mit in Berechnung kommt. Wie verlautet, iſt 


v, Marſchall, gerichtet, und, wie es ſcheint, von dieſem an unſere 
Regierung mitgetheilt, ob in wörtlicher Abſchrift, iſt noch nicht zu 


auf die „Unterordnung, ſo ſoll es wörtlich heißen, unter den allbe⸗ 


herrſchenden, allein berechtigten Gedanken eines einigen und mäch⸗ 


tigen Vaterlandes“. Unter Konſtatirung ſodann der immer weiter 
und tiefer gehenden nationalen Bewegung, in der ſich der „Ueber⸗ 
druß“ an dem jetzigen Zuſtande bekundek, wird die Aufforderung 
an die Regierungen gerichtet, die Initiative in ſo großen Dingen 
nicht länger den Bevölkerungen zu überlaſſen, ſondern ſelbſt in die 
Hand zu nehmen, d. h. eine einheitliche Zentralgewalt zu ſchaffen, 
welche die Funktionen der Exekutive, nicht eines Einheitsſtaates, 
ſondern eines Bundesſtaates übernimmt. Als den beſten Weg 
dazu empfiehlt die Depeſche den der freien Verſtändigung zwiſchen 
den Regierungen, auf deſſen baldiges Vorſchreiten ſie mit Nach⸗ 
druck dringt. So weit eine erſte flüchtige Inhaltsangabe. 


Elbing, 11. Febr. [Petition.] Auf Veranlaſſung des 
Interims⸗Vorſtandes für die Turnangelegenheit der Provinzen 
Preußen und Poſen waren am 8. d. hier Vertrauensmänner der 
Turnvereine zu Königsberg, Danzig, Elbing, Marienwerder, Ma⸗ 
rienburg, Graudenz und Bromberg verſammelt, um, wie es in 
anderen Provinzen theils bereits geſchehen iſt, theils noch vorbereitet 
wird, eine Petition an das Abgeordnetenhaus zur Förderung der 
Turnſache zu entwerfen. Weiter entlegene Vereine, wie Memel, 
Ortelsburg x. hatten zu den weſentlichſten ihnen mitgetheilten 
Petitionspunkten ſchriftlich ihre Zuſtimmung gegeben. Die Peli⸗ 
tion, wie ſie aus einer eingehenden Berathung hervorgegangen, 
ſchlietzt ſich in der Hauptſache den bereits bekannten an, indem fie, 
wie dieſe, hauptſächlich die Durchführung der turneriſchen Jugend» 
bildung, nach den Prinzipien des deutſchen Turnens, von Seiten 
des Staats erſtrebt und nur noch einige hierauf bezügliche Punkte 
ſchärfer und beſtimmter hervorhebt. 5 3.) 


Oeſtreich. Wien, 10. Febr. [Das deutſche Element 
in Ungarn.] Eine Peſther Korreſpondenz giebt mit dem Motto: 
deficit qui non proficit, den Deutſchen in Ungarn Rathſchläge, 
„was denn eigentlich noththue, um der Desorganiſation und der 
drohenden Verſchmelzung des deutſchen Elements in Ungarn mit 
dem magyariſchen Schranken zu ziehen, und glaubt, daß die Be⸗ 
antwortung dieſer Frage „in nachſtehenden drei vorbereitenden Punk⸗ 
ten ihren Ausdruck finde: 1) Bildung eines Vereins der Deutſchen 
in Ungarn, unter frei gewählten Obmännern, für deſſen Zuſtande⸗ 
kommen vielleicht der hochanſehnlich vertretene deutſche Adel ge⸗ 
wonnen werden konnte, und welcher in politiſcher Beziehung die 
Bedeutung der ſächſiſchen Nationsuniverſität in Siebenbürgen an⸗ 
zuſtreben hätte. 2) Schaffung eines publiziſtiſchen Organs, welches 
unter ſteter Beachtung der Zuſammengehöoͤrigkeit der deutſchen Ber 
wohner Ungarns auf die Belebung des 23 9 — Bewußt⸗ 
ſeins hinzuwirken, das iſt: einen Sammelpunkt der Vertretung unga⸗ 
riſch⸗deulſcher Intereſſen zu bilden und auf die Paralyſirung der 
übergreifenden magyariſchen Tendenzen hinzuwirken hätte. 3) An⸗ 
ſtrebung des Protektorates der Volksvertretungen in den benach⸗ 
barten deutſch⸗öſtreichiſchen Provinzen, inſofern die ungariſche Legid« 
lative, das magyariſche Uebergewicht feſthaltend, dem Wunſche der 
deutſchen Ungarn nach Errichtung der Grundpfeiler für eine politi⸗ 
ſche Autonomie nicht gerecht werden ſollte, oder aber ſofern der 
Mißbrauch einer von Magyarismus gekränkten munizipalen Amts» 
gewalt etc ena Proteſte gegen das Vorgehen der Deutſchen zu» 
wege bringen wollte, wie in Anſehung der Beſchlüſſe des Sz.⸗Mar⸗ 
toner Slovakenkongreſſes, jo wie der gleiche politiſche Emanzipi⸗ 
rung anſtrebenden Ruthenen. 

— [Das großdeutſche Bundesreform⸗Projekt.] Die 
„Südd. Ztg.“ enthält eine weitere Mittheilung ihres Wiener Kor⸗ 
reſpondenten, in welcher er ſeine früheren Angaben über die „groß⸗ 
deutſche Bundesreform“ theilweiſe ergänzt und berichtigt. Es heißt 
darin: „In den in Berlin überreichten Noten werden die Verein⸗ 
barungen wegen der Bildung eines erweiterten Schutz- und Trup- 
bündniſſes mehr angedeutet, als in detaillirter Weiſe entwickelt. 
Die Noten ſind zunächſt nur eine Erwiderung der Bernſtorffſchen 
Note und vermeiden jeden poſitiven Vorſchlag, welcher gar zu grell 
einſchneidend mit der preußiſchen Auffaſſung in Widerſpruch treten 
würde. Es ſcheint deshalb auch ein früheres Projekt, welches dar⸗ 
auf abzielte, eine Reihe von Mittel- und Kleinſtaaten durch beſon⸗ 
dere Militärkonventionen unter einander und mit Oeſtreich in einer 
gleichen Weiſe zu verbinden, wie dies Preußen vermittelſt der Mi⸗ 
litärkonventionen mit einigen thüringiſchen Kleinſtaaten gethan hat, 
fürs Erſte aufgegeben zu fein. Wie die weitere Allianz, deren Bils 
dung, wie geſagt, zwiſchen Oeſtreich und ſeiner Partei bereits wei⸗ 
ter gediehen ilt, als die betreffenden Noten andeuten ſollen, ſich mit 
der gegenwärtigen Bundeswehrverfaſſung zu amalgamiren hätte, 
wird nicht recht klar. Man ſcheint in dieſer Beziehung Manches 
offen gelaſſen zu haben, um die Vereinbarung mit Preußen und 
ſeiner Gruppe leichter zu ermöglichen. Wie der künftige Bundestag, 
oder richtiger die künftige Zentralgewalt des Bundes, an welche die 
Staaten „einen Theil ihrer Souveränität abzutreten geneigt ſind“, 
ſich gemäß dieſen öſtreichiſch⸗mittelſtaatlichen Projekten zu konſti⸗ 
tuiren hätte, iſt gleichfalls undeutlich und nur ſo viel gewiß, daß 


dieſes ganze Projekt das Werk des Herrn v. Schmerling, welcher 


> 


die Stellung Oeſtreichs in Deutſchland und dadurch jene der Deuts 
ſchen in Oeſtreich kräftigen will, um die an lebens⸗ 


fähiger zu machen. (11) Wohl im Zuſammenhange mit dieſen Bun⸗ 


desreformprojekten unſers Staatsminiſters ſteht es, daß er ſich jetzt 
von feinen Anhängern eee e 
vor Allem der deutſche Charakter ſeiner Politik u 


die Bürger der Vorſtadt St. Ulrich.“ — Die „All 
dem Inhalt der in Berlin überreichten identiſchen Noten folgende 
Analyſe: „Die Note nimmt Veranlaſſung, von der Antwort des 
Grafen Bernſtorff an die königlich ſächſiſche Regierung über die 


esreform, welche den beſtehenden Bundesvertrag nur in ſei⸗ 


nem völkerrechtlichen Charakter erhalten will, nach einer engeren 
Vereinigung der Bundesglieder durch freie Vereinbarungen auf 
dem Gebiete des innern Staatsrechts trachtet, und, kurz geſagt, 
einen Bundesſtgat im Bund erſtrebt. Die Behauptung der preußi⸗ 
ſchen Regierung, zu einer ſolchen bundesſtaatlichen Einigung durch 
Art. XI. der B. A. berechtigt zu fein, wird danach beſtritten und 
dagegen behauptet, daß das fragliche im Art. XI. gewährleiſtete 
Buͤndnißrecht ein Recht zum Ausſcheiden der Glieder des engeren 
Bundes aus dem weiteren Bunde nicht enthalte. Die irrigen Vor⸗ 
ausſetzungen und Anſchauungen Preußens werden ſodann in mo⸗ 
livirter Weiſe erörtert, auch Preußen daran erinnert, in wie ganz 
anderer Richtung es einſt als Mitgründer des deutſchen Bundes bei 
den Verhandlungen des Wiener Kongreſſes mitwirkte. Hierauf 
wird die Gefahr einer derartigen Umgeſtaltung, welche zwiſchen 
einem Theil Deutſchlands und dem andern lediglich auf dem Fuß 
von Verträgen, wie ſie auch zwiſchen Völkern fremden Stammes 
geſchloſſen werden, zu regeln wäre, ernſtlich hervorgehoben. Das 

oſitive Bundesrecht geſtatte durchaus aber nicht, dem Art. XI. eine 
0 weit gehende Interpretation zu geben, daß ein Separatbündniß 
erlaubt ſcheine, das mehr einem Subjektions vertrage gleiche; denn 
der deutſche Bund ſei eine Gemeinſchaft ſelbſtändiger Staaten mit 
wechſelſeitig gleichen Rechten und Verpflichtungen, und koͤnne nur 
auf einem ſoichen Prinzip weiter ausgebildet werden; die Ausfüh⸗ 
rung der Bernſtorffſchen Idee könnte dagegen nur die faktiſche, wenn 
auch nicht rechtliche Auflöſung des Bundes zur Folge haben. Hieran 
reiht ſich nun die Erklärung der kollektiv handelnden Regierungen: 
daß ſie den Fortſchritt in der deutſchen Bundesreform wollen, und 
die Note bezeichnet in dieſem Gebiete namentlich, jedoch, wie es 
ſcheint, ohne Erſchöpfung des Thema's, eine wirkſame Exekutivge⸗ 
walt des Bundes, eine Regelung der deutſchen gemeinſamen Ge⸗ 
ſetzgebung unter Beiziehung von Delegirten der deutſchen Stände⸗ 
verſammlungen. Die Note ift in einem wahrhaft milden und vers 
ſöhnlichen () Tonegehalten, und die ad hoc verbündeten Regierungen 
würden mit Freuden einen Entſchluß der preußiſchen Regierung 
vernehmen, gemeinſchaftliche Berathungen über Bundesreform auf 
obigen Grundlagen mit ihnen einzugehen. Jedenfalls iſt der ge⸗ 
thane Schritt folgenreich. Die Stellungen grenzen ſich ab, und 
entweder muß Preußen bei der exkluſiven und größtentheils iſolir⸗ 
ten Stellung vom 20. Dezember 1861 beharren, was den Willen 


einer faktiſchen Trennung vom Bunde deklariren hieße, oder es 
muß den auf Oeſtreichs Seite ſtehenden deutſchen Bundesgliedern, 


der bei weitem größern Mehrheit, die Hand der Verſöhnung reichen.“ 

— (Konflikt zwiſchen dem Statthalter und Lan⸗ 
desausſchuſſe in Oberöſtreich.] In Linz, der Hauptſtadt 
von Oberöſtreich, iſt es zwiſchen dem Statthalter und dem Landes⸗ 
ausſchuſſe zu einem Konflikt gekommen. Der Streitgegenſtand zwar 
iſt ein ganz geringfügiger, da es ſich lediglich um ein paar Zimmer 
im Landhauſe handelt, deren Benützung der Statthalter kategoriſch 
fordert, während der Laudezausſchüß fein Hausherrnrecht geltend 
macht; aber wie hier die Landes⸗ mit der Regierungsbehörde in 


läßt, in denen 
ominöſer Weiſe 
auch ?jeine frühere Thätigkeit als deutſcher Reichsminiſter betont 
wird. Vor etwa acht Tagen haben die Bürger der fabrikteichen 
Vorſtadt Gumpendorf ihm eine ſolche Adreſſe überreicht, neuerdings 
g. Ztg.“ giebt von 
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ches Recht durch Anwendung von Gewalt zur Geltung bringt, dies fen Fall die königliche Familie ſich eventuell eines ftänzöſiſchen 


iſt es, was den vorliegenden Streitfall zu einem politiſchen Ereig⸗ 
niß macht. Der Statt n ein Freiherr Eduard v. Bach, 
Bruder des bekannken ehemaligen Miniſters des Innern und gegen⸗ 
wärtigen Bolſchafters in Rom, Alexander v. Bach, war bei dem 
Miniſterium vorstellig geworden und dieſes hat, dem Statthalter 
Recht geben gegen den Landesausſchuß ſogar thalſächlich die Exe⸗ 


kution vollziehen laſſen. Statt mit einet Auseinanderſetzung über 


den Streit, iſt das Drama vorläufig mil en durch das Anichen 


der vollziehenden Regkerung rechtlich geſchützten Gewaltakt abge» 
ſchloſſen worden. Zu Ende iſt die Geſchichte damit nicht; ſchon 
ſchreibt man der „Preſſe“ -aus Linz 7. Februar, daß der oberöſtrei⸗ 
chiſche Landesausſchuß, im Glauben an ſein beſſeres Recht, die 
Hülfe der ordentlichen Gerichte angerufen und eine Klage wegen 
Beſitzſtörung eingereicht haben ſoll, und ebenſo vernimmt man, daß 
der Vorfall zum Gegenſtande von Erörterungen im Abgeordneten⸗ 
hauſe gemacht werden wird. Die „Preſſe“ widmet dieſer Angele⸗ 
genheit einen ganzen Leitartikel, aus dem wir nebſt dem Thatſäch⸗ 
lichen nur die eine Bemerkung entnehmen: „Die generellſte Nutz⸗ 
anwendung, die ſich an den Fall knüpfen läßt, iſt der erneute Hin⸗ 
weis darauf, daß es überaus gefährlich iſt, auf jenen hohen Poſten, 
deren Trägern eine große Selbſtändigkeit eingeräumt iſt, länger 
noch jene Perſonen zu belaſſen, die ebendaſelbſt dem alten, gefalle⸗ 
nen Syſtem gedient haben. Dieſe Perſonen drohen jeden Augen⸗ 
blick das Miniſterium ſelbſt in ſeinen beſſeren Tendenzen zu kom⸗ 
promittiren, und fie laſſen in der Maſſe des Volkes den Glauben 
an den durchgreifenden Ernſt des verkündeten Syſtemwechſels nicht 
erſtarken, ja zum Theil noch nicht einmal erwachen.“ 

— leber die Sanitätsverhältniſſe Wiens] bemerkt 
die „Oeſtr. Z.“: Der Krankenzuſtand iſt noch immer in fortwäh⸗ 
render Zunahme begriffen, Blattern, Maſern und Scharlach herr⸗ 
ſchen unter den Kindern in großer Zahl und Intenſivität, auch die 
Typhen beginnen ſich zu mehren, Lungenentzündungen treten. zahle 
reich auf, Ratbarcalzuftände find ſehr häufig, Diarrhöen zeigen ſich 
ebenfalls zahlreich. Ueberhaupt machen ſich die Einwirkungen der 
höchſt ungünſtigen Witterung und der ſeit Wochen ſchlechten Be⸗ 
ſchaffenheit des Trinkwaſſers bereits ſehr fühlbar. Im allgemeinen 
Krankenhauſe ſind die Räume überfüllt, trotzdem eine Anzahl von 
Rekonvaleszenten mit einer Geldabfertigung zu ihren Familien ge⸗ 
ſendet wurde. Am 8. d. waren 2187 Perſonen (1240 Männer, 947 
Weiber) in Behandlung. Die Zahl der Kranken hat eine ſo enorme 
Höhe erreicht, daß die Unterbringung in dieſem Augenblicke zur 
Unmöglichkeit geworden iſt. Durch die Ueberſchwemmung iſt aber 
auch der Transport nach auswärts erſchwert. Um für die nächſte 
Zukunft, in welcher, vorausſichtlich durch die Obdachloſigkeit vieler 
durch den hohen Waſſerſtand aus ihren Wohnungen verdrängter 
Familien, die Krankenzahl noch mehr geſteigert wird, wenigſtens 
für nöthige Unterkunft Vorſorge zu Dr fand eine Berathung 
einer großen Kommiſſion ſtatt. Einſtweilen iſt die Gumpendorfer 
Kaſerne als Filialſpital etablirt worden. 


Raguſa, 12. Febr. [Telegr.] Nach Berichten aus Tre⸗ 
binge vom 10. d. hat der Woywode von Grahowa, Dacovich, von 
der montenegrintſchen Herrſchaft ſich losgeſagt und mit den Inſur⸗ 
genten, deren Anzahl 5000 bettägt, ſich vereinigt. Bei Ceſtani haben 
zwei ernſte Zuſammenſtöße ſtattgefunden, bei denen 50 Türken 
kampfunfähig geworden find. Gegen die Montenegriner, von denen 
ſich 3000 in Carnitza⸗Scotza befinden, find zahlreiche türkiſche Trup⸗ 
pen geſandt worden. Ein Angriff der Montenegriner auf Klobuk 
wurde von den Türken zurückgeſchlagen. 


Bayern. München, 11. Febr. [König Franz II.] Be⸗ 
züglich der Nachricht von der angeblichen Sendung eines franzöſi⸗ 
ſchen Kriegsſchiffes nach Civitavecchia läßt ſich die „A. Z.“ von hier 
ſchreiben, daß Kaiſer Napoleon allerdings den Rath ertheilt habe, 


Kolliſion geräth, und wie die Regierung ſchließlich ihr vermeintlis der König beider Sicilien möchte Rom verlaſſen, und daß für die⸗ 
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iſt wegen ihres ſehr bedeutenden Getreide- und Schwarzviehhandels auch in 


weiteren Kreiſen vielfach bekannt und es dürfte daher nicht ohne Intereſſe ſein, 


eine Geſchichte der Stadt in kurzen Umriſſen den Leſern mitzutheilen. 


Die Gründung der Stadt fällt in die Mitte des 17. Jahrhunderts. 
Jahre 1641 erwarb Graf Chriſtoph v. Unruh die Herrſchaft Karge käuflich von 
dem frühern Beſitzer v. Zychlinski. 
Konfeſſion zugethan und zog aus dem benachbarten Schleſien und der Neumark 
evangeliſche Glaubensgenoſſen an ſich, durch welche er neben dem Dorfe Karge 
die Stadt Unruhſtadt gründete. Bereits im Jahre 1653 wurden verſchiedenen 
Gewerken ausſchließliche Privilegien und die Befugniß zur Bildung von Zünf⸗ 
ten ertheilt. Zwei Jahre ſpäter ſtellte Graf Unruh die erſten ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden, den Bürgermeiſter Kummer und den Stadtrichter Sorge, an. Aber 
erſt 1661 verlieh König Johann Kaſimir von Polen dem neu gegründeten Orte 
Unrugowo förmlich das Stadtrecht und zwar, wie es in der Diesfallfigen Ur- 
kunde heißt, für die Verdienſte des Grafen v. Unruh in den Kriegen gegen die 
Tartaren, Koſaken, Ruſſen und Schweden. Die Stadt genoß in den auf ihre 
Gründung folgenden Jahren, ungeachtet der vielen innern Zerwürfniſſe, von 
denen damals das Königreich Polen heimgeſucht war, ungeſtörter Ruhe. Am 
10. Oktober 1729 wurde der Grundſtein zu dem noch jetzt beſtehenden, vor eini- 
gen Jahren renovirten Rathhauſe, gelegt; der Bau indeſſen erſt 1748 völlig 
beendet. Mit dem Jahre 1735 brach auch für Unruhſtadt die Zeit harter Prü⸗ 
fungen herein. Während der Zwiſtigkeiten, welche ſich nach dem Tode Au- 
guft II. erhoben hatten, rückte der Woywode Lubelski mit einer ſtarken Heeres⸗ 
macht gegen Unruhſtadt vor, weil Graf Karl v. Unruh es mit dem ſächſiſchen 
Hauſe hielt. Das Schloß mußte nach einer zweitägigen Belagerung und meh⸗ 
reren Stürmen übergeben werden, worauf nicht nur dieſes ſelbſt durch Feuer 
zerſtört, ſondern die ganze Stadt 14 Tage lang der Plünderung und der Wuth 


Preußen nach einem lebhaften Gefechte mit einem polnischen Militär-⸗Kommando 
der Stadt, welche nunmehr unter preußiſche Hoheit kam. Bereits um das 


evangeliſches Bethaus erbaut. Dieſes war im Laufe der Zeit für das Bedürf, 
niß der Bevölkerung zu klein geworden und deshalb wurde in den Jahren 1801 
bis 5 eine neue größere Kirche erbaut, welche über 20,000 Thlr. koſtete und wo⸗ 
zu der Staat ein Gnadengeſchenk von ca. 2300 Tyle. bewilligte. In der Zeit 
der ſüdpreußiſchen Regierung und ſpäter während des Beſtehens des Herzog⸗ 
thums Warſchau, erfreute ſich die Stadt eines beſonderen Wohlſtandes; vor- 
ugsweiſe war die Tuchfabrikation blühend. Auch befanden ſich während dieſer 
ER ein Yaupt-Zollamt und ſämmtliche Kreisbehörden am Orte. 1816 wurde 
das Friedensgericht und 1818 auch das Landraths-Amt von dort nach Wollſtein 
verlegt. Hierdurch und durch die veränderten Zeitumſtände iſt der Wohlſtand 
und die Gewerbethätigkeit von Unruhſtadt zwar bedeutend geſunken; allein auf 
den Wochenmärkten wird, wie ſchon bemerkt, noch immer ein ſehr erheblicher 
Getreide- und S betrieben, wohl der erheblichſte im Umkreiſe 
von 10 Meilen. Die Stadt hat auch ſeit einigen Jahren eine Garniſon, und 


zwar zwei Schwadronen vom Poſenſchen Ulanenregiment Nr. 10. Nach meh⸗ 


reren bedeutenden Feuersbrünſten iſt fie zum größten Theile neu aufgebaut und 
gewährt ein ſehr freundliches Anſehen. 1839 erſtand der Fiskus im Wege der 


nothwendigen Subhaſtation die Herrſchaft Karge. Die gräflich Unruhſche Fa⸗ 


Im 


Der neue 2 war der evangeliſchen 


auch in Bezug auf die telegraphiſchen Depeſch 


Jahr 1630 hatte der damalige Grundherr v. Zychlinski unfern des Schloſſes ein geht, der in Bezug auf das Briefporto ſchon jeit Jahren gilt: möglichſte Billig ⸗ 


milie verlor dadurch ein Beſitzthum, welches ſich ununterbrochen 198 Jahre hin« 
durch in ihren Händen befunden hatte. 
Aus dem Kreiſe Bomſt, im Februar. 1% K. 
—— — 


Die Beförderung telegraphiſcher Depeſchen. 
Seitens des Handelsminiſteriums iſt in Bezug auf die Beförderung tele 
graphiſcher Depeſchen innerhalb des Deulſch⸗Oeſtreichſſchen Telegraphenvereins 


Entfernungen, nach Luftlinten (d. h. direkt) gemeſſen, werden eingetheilt in 10 
Zonen, von denen Zone J. bis 10 Meilen, Zone II. 10-25 M., Zone III. 25 — 


45 M., Dan IV. et M., Zone Te 2 Zone NR 0 M., 
a 5 —22 5 220 M., a e . 
— x 270.556 M. feht 12 er preußiſchen 1 tn 28 geographiſchen Kenntniß im Jahre 1861. Nach den Quellen bearbeitet von A. 


der Preis für eine 9 855 Depeiche (vid 20 Worte enthaltend) in der Zone 1. 


8 Sgr., Zone II. 16 Sgr., Zone III. 24 Sgr. Alle weiteren Entfernungen 


werden zu Zone III. gerechnet. Für jede weitern 10 Worte der Depeſche wird 


die Hälfte der Einpeitsgebühr berechnet, alſo z. B. für 30 Worte auf 10 Mei- 
len 12 Sgr., für 40 Worte auf 45 Meilen 1 Thlr. 18 Sgr. u. ſ. w. 5 Zahlen 
re jo viel wie ein Wort. Soll eine Depeſche an mehrere Adreſſaten an einem 

rte abgehen, ‚jo wird für jede weitere Ausfertigung 6 Sgr. mehr berechnet. 
Eine Depeſche alſo von 30 Worten an 3 Perſonen in Köln koſtet von Poſen aus 
24 4 12 ½ 12 Sgr. = 1 Thlr. 18 Sgr. — In den übrigen Gebieten des 
deutſch⸗öſtreichiſchen Telegraphenvereins (Gefammt-Deftreich, die deutſchen Buns 
desſtaaten, Belgien) beträgt der Preis für eine einfache Depeſche in der Zone I. 
12 Sgr., Zone II. 24 Sgr., Zone III. 1 Thlr. 6 Sgr., Zone IV. 1 Thlr. 18 
Sgr., Zone V. 2 Thlr., Zone VI. 2 Thlr. 12 Sgr. Zone VII. 2 Thlr. 24 Sgr., 


Zone VIII. 3 Tylr. 6 Sgr., Zone IX. 3 Thlr. 18 Sgr., Zone X. 4 Thlr. Der 
Zuſchlag für jede 10 weitere folgende Worte beträgt auch hier, wie in Preußen, 


einer zügelloſen Soldatesfa Preis gegeben wurde. 1793 bemächtigten ſich die die Halfte der urſprünglichen Einheitsgebühr. 


Wir erkennen aus dieſem neuen Telegraphentarif, daß unſere Regierung 
en von demſelben Grundſaße aus. 


keit der Beförderung. Dadurch wird einerfeitd der geſchäftliche Verkehr außer⸗ 
ordentlich erleichtert, und, wie es langjährige Erfahrungen im Poſtfache gezeigt 
haben, wird andererſeits auch durch einen bedeutend vermehrten telegraphiſchen 
Verkehr die Einnahme der Telegraphen⸗Aemter gewiß weſenklich gefteigert 
werden. 12 E. O. 
Literariſches. 

Mittheilungen aus Juſtus Perthes' geographiſcher Anſtalt 

über wichtige neue Erforſchungen auf dem Geſammtgebiete der 


Geographie von Dr. A. Petermann. 1861. Heft XII. (Vorräthig in 
entfaltet, als die beiden vorangehenden Typen. 


der J. J. Heineſchen Buchhandlung hierſelbſt.) 


„Entwurf eines phyſikaliſch⸗geographiſchen Geſammtbildes der ſüdlichen 
Grenzgebiete von Oſt-Sibirien, auf Grund eigener fowie anderer neueſten 


Beobachtungen und Forſchungen von Guſtav Radde“, — iſt der Titel eines 
Aufſatzeg, den dieſer als feiner Beobachter und geiſtvoller Autor ausgezeichnete 
und verdienſtvolle Reſſende im obigen Hefte publizirt. Dieſer Aufſaß ſchildert 
in ebenſo anziehender als lehrreicher Weiſe die wichtigſten geographiſchen Reſul⸗ 
tate neuerer Forſchungen in jenen auch das Amurland umfaſſenden Gegenden. 
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Jahre 1860* führt uns Herr Majer v. 


ein neues Reglement bekannt gemacht, den wir Nachfolgendes entnehmen: Die len Quallen ſehr viele intereſſante und wichtige Nachrichten vor über die neue: 


Kriegsſchiffes bedienen möchte, welches der Kaiſer ihr gern zur Vers 
fügung jtelle. Ueber die ace Beſchlüſſe des Königs 
Franz II. in dieſem Betreff iſt man aber hier ohne alle Nachricht, 

die franzöſt che Mittheilung mit aller Vorſicht zu beurtheilen iſt. 
öni 


u 1 . In 
1 mberg. Stuttgart, 11. Februar. [Befinden 
J Das geſtern veröffentlichte Bülletin über das Bes 


finden des Königs lautet: „Se. Maj. der König hat auch in den 


letzten Tagen einer, wenn auch langſam fortſchreitenden Beſſerung 


ſich zu erfreuen gehabt, wie denn in der abgelaufenen Nacht ein 
beinahe ununterbrochener Schlaf ſtattgefunden hat. Auch die zurück⸗ 
gebliebene größere Grmattung, namentlich der Bruſt, läßt eine den 
gegebenen Verhältniſſen entſprechende Wendung zum Beſſern nicht 
verkennen.“ 


Frankfurt a. M., 11. Febr. [Preußens Erklärung 
über eine allgemeine Zivilprozeßordnung.] Die in der 
offiziellen Mittheilung über die Bundestagsſitzung vom 6. d. etwas 
kärglich weggekommene Erklärung Preußens bei der Abſtimmung 
über die Niederſetzung zweier Kommiſſionen für eine allgemeine 
Zivilprozeßordnung und ein allgemeines Obligationenrecht geht 
nach der „A. P. Z.“ dahin: Die königliche Regierung ſtimme da⸗ 
gegen und berufe ſich auf das Minoritätsgutachten vom 12, Auguſt 
v. J., wolle jedoch Einzelnes nochmals hervorheben. Das Inter⸗ 
eſſe an der Sache ſelbſt habe die königliche Regierung durch ihre 
Verſuche im vorigen Jahre bekundet, mehrere ihrer Bundesgenoſſen 
zu vorläufigen Verhandlungen zu gewinnen. Dieſelben felen an 
dem Entwurfe geſcheitert, daß der Bundesweg zu wählen ſei. Die 
königliche Regierung habe deshalb die Frage nochmals reiflich er⸗ 
wogen, ob dieſes Verlangen gegründet ſei. Sie habe ſich wieder⸗ 
holt vom Gegentheile überzeugt. Die Legislation ſei der Bundes⸗ 
verſammlung weder durch die Buudeszwecke, noch durch einſchla⸗ 
gende Bundesgeſetze zugewieſen, ſtehe auch im Widerſpruch mit der 
nur völkerrechtlichen Natur des Bundesverhältniſſes. Auch aus⸗ 
nahmsweiſe der Bundes verſammlung überwieſene geſetzgeberiſche 
Gegenſtände, insbeſondere der Art. 64 der Wiener Schlußakte be⸗ 
rechtigten nicht zu der Uebung allgemeiner legislatoriſcher Thätig⸗ 
keit. Das Privatrecht der Staaten und Völker ſei eine innere Noth⸗ 
wendigkeit, welche ſich nicht unter die Bezeichnung „gemeinnütziger 
Anordnungen“ faſſen laſſe. Letztere ſeien im ſtrikten Sinne zu 
nehmen, als Nützlichkeits⸗ und techniſche Einrichtungen, welche in 
der Regel der Verwaltung zu ordnen freiſtände. Die Entwickelung 
von Zivil- und Kriminalrecht jet vornämlich Sache und Recht der 
Landes vertretungen. Die Regierungen ſeien ſchwerlich befugt, ihre 
Initiative in der Art aus den Händen zu geben, daß ſie durch Ver⸗ 
abredung mit anderen völlig gebunden ſeien, und daß dieſe Ver⸗ 
abredungen von vorne herein einen moraliſchen Zwang auf die 
Kammern übten, indem nur Enbloc-Annahme oder Verhinderung 
des angeſtrebten Zieles übrig bleibe. Bei Gelegenheit des Handels- 
geſetzes hätten die preußiſchen wie andere Kammern ihr Mißfallen 
über die Art der Vorlage ausgeſprochen. Dem Bunde fehle die 
Verfaſſung und Gliederung, welche für geſetzgeberiſche Zwecke noth⸗ 
wendig ſei, namentlich jedwede Vertretung durch legislative Fakto⸗ 
ren. Erſt wenn der Bund eine auf geſetzgeberiſche Zwecke gerich⸗ 
tete Reform erfahren habe, ſeien jene Bedenken zu überwinden. 
Da die Zivil- und Kriminalgeſetzgebung weder im allgemeinen 
Bundeszwecke liege, noch durch beſondere Beſtimmungen der Bundes⸗ 
kompetenz zugewieſen ſei, ſo handle es ſich um ein Novum. Ein 
ſolches konne nur einſtimmig in die Bundesthatigkeit aufgenommen 
werden. Zuſätze zur Bundesakte und neue organiſche Einrichtun⸗ 
gen innerhalb des Bundeszweckes könnten nur ſo zu Stande kom⸗ 
men, wie vielmehr alſo neue Sachen. Die Niederſetzung einer 
Kommiſſion ſei aber ein thatſächlicher Beginn der Behandlung. 
Eine ſolche könne nicht gegen den Widerſpruch einer einzigen Re⸗ 
gierung ſtattfinden. Preußen müffe ſich alſo gegen die Beſchluß⸗ 


Eine wichtige kolorirte Karte, von Herrn Radde, „auf Grund der neueſten 
Quellen und beſonders der großen (ur Zeit unpublizirten) Karte von Herrn 
Schwarz, Chef der mathematiſchen Abtheilung der ſibiriſchen Expedition 1855 
bis 1859“ gezeichnet, begleitet den — * In einer längeren Abhandlung 
„der kartographiſche Standpunkt Europa's in den Jahren 1860 und 1861, mit 
beſonderer Rückſicht auf den Fortſchritt der topographiſchen Spezialarbeiten im 
Sydow nach authentlſchen und offiziel⸗ 


ſten kartographiſchen Erſcheinungen in allen europäſſchen Staaten und darüber 

hinaus. Diejer Bericht zeichnet ſich beſonders durch ſehr ſchaͤtzenswerthe treffende 

kritiſche Bemerkungen über die bezüglichen Werke aus. 
Ergänzungspeft VII. — Inner - Afrika nach dem Stande der 


Petermann und B. Haſſenſtein. Erſte Abtheilung (zwei Kartenblätter, Tafel 
4 und 6): Nubiſche Wüſte, Bajuda-Steppe, Darfur, Kordofan und Takale, 
Land der Dinka und Nuehr, Dar⸗Fertit u. . w. Dieſe größere Arbeit über 
Inner -Afrika bringt das Ergebniß aller Forſchungen daſelbſt bis auf den heuti⸗ 
gen Tag zum erſten Male zur Anſchauung. Bei der Bearbeitung der beiden in 
dieſer Abkheilung enthaltenen Kartenblätter (kolorirt und jedes Blatt 18 Zoll Rh. 
hoch, 21 Zoll breit) wurden beiſpielsweiſe bei dem einen über 50, bei dem an⸗ 
dern über 60 verſchiedene Quellenwerke (manche im Manuſkrſpt) benutzt und er⸗ 
ſchöpfend ausgebeutet. Das Memoire zu den Karten ſoll bei einer ſpäteren Ab. 
theilung gegeben werden, in einer zuſammenhängenderen Weiſe, als dies jetzt 
bei zwei Kartenblättern geſchehen kann. Dagegen find in dieſem Hefte aus den 
zur Bearbeitung der beiden Karten vorliegenden Manuſkriptdokumenten drei 
Originalreiſeberichte gegeben als Schilderungen der Haupttppen der in denſel⸗ 
ben dargeſtellten Regionen. 1) Moritz v. Beurmann, einer der erfolgreich 
ſten afrikaniſchen Reiſenden der neueſten Zeit, führt uns in ſeiner Nele von 
Korosko nach Abu» Hammed den Shatakter der echten gluthſchwangeren afrikas 
niſchen Wüſte vor, einer Region von abwechſelnd Sandebenen und fteinigen 


Plateaux, beide gleich entblößt von Pflanzenwuchs und jo arm an Brunnen, 


daß der Reiſende in 8 — 10 Tagereiſen nur an Einer Stelle ſicher auf Waſſer 
rechnen kann. — 2) Theoder Kotſchy, der erfahrene, vielgereiſte tüchtige 
Botaniker, ebenſo zu Hauſe in Kordofan und in Perſien wie in Kleinaſien und 


| in Syrien, in den Tiefebenen des Sudan wie auf den elsbedeckten Spitzen des 


Esbrus und Demavend, ſchildert uns das reiche Savannenland, welches ſuͤd⸗ 


lich von Nubien in Kordofan auftritt, als fruchtbare, mitunter paradieſiſche 


Landſchaft, belebt von prächtigen Viehheerden und zahlreichen wilden Thieren. 


Mur durch einen Sachbotaniker von ſo großer Erfahrung konnte ein durch ſeine 


mannichfaltige Vegetationsfülle jo ausgezeichnetes Land in ſeinen Grundzügen 
würdig aufgefaßt werden. 3) Noch weiter ſüdlich im Herzen Afrika's tritt uns 
eine großartige Sumpfniederung entgegen, die ſich von den Ufern des obern 
Nil weit nach Weſten erſtreckt und wiederum eine ganz verſchiedene Landſchaft 
3 0 Unabſehbare Moräſte mit rie 
ſigen Schilfflachen wechſeln hier ab mit fiſchreichen, meiſt ſeichten Seen und 
Weihern, die von Canots ausgehöhlter Baumſtämme durchfurcht werden, 
welche in der Nacht fläckernde Feuer tragen zum Fiſchfang und dem europäiſchen 
Eindringling eine überraſchende Illumination gewähren. Ueber dieſe höchſt 
eigenthümliche Region Inner- Afrikas, auf die dan neuerdings der engliſche 
Reiſende Petherick die Aufmerkſamkeit lenkte, verdanken wir Brun⸗Rollet, 
dem determinirten Sardinier, den erſten Aufſchluß. 


faflung verwahren und erklären, daß eine ſolche Kom miſſion als 
Bundeskommiſſion anzuerkennen nicht möglich fein würde. Die 
ſchließliche „verwahrende Erklärung“ behielt gegen die motivirle 
bayriſche Abſtimmung der preußiſchen Regierung ihre Erklärung 
vor, und bemerkte, daß ſich die Verwahrung auf die mangelnde 
Sen 


auch nur Einer Stimme in einer Angelegenheit, welche Stimmen⸗ 


einhelligkeit erfordere, einen Beſchluß zu faſſen. Mit Preußen ha- 
ben gegen die Anträge der Ausſchußmehrheit geſtimmt: Luxem⸗ 


burg, die ſächſiſchen Häuſer und Oldenburg. 


Sächſ. Herzogth. Koburg, 11. Februar. [Deutſche 
Flotte.] Bei der Expedition der „Wochenſchrift des Nationalver⸗ 
eins“ ſind neuerdings für die deutſche Flotte in größeren Beiträgen 
eingelaufen: aus Danzig (zweite Sendung) 2036 Fl. aus Saar⸗ 
brücken 560 Fl., aus Koburg ſelbſt (erſter Beitrag) 700 Fl. In 
Summa 47,345 Fl. Inzwiſchen find weitere 10,000 Fl. an das 
preußiſche Marineminiſterium abgegeben worden. 

Gotha, 11. Februar. [Landtag.] Der gemeinſchaftliche 
Landtag der Herzogthümer Koburg und Gotha iſt zu Berathung 
einiger dringlichen Angelegenheiten auf den 17. d. M. nach Gotha 
einberufen. 

Großbritannien und Irland. 

London, 10. Februar. [Krone und Miniſterium; 
vom Hofe) Das „Court Journal“ bemerkt: „Es giebt keine 
ſchwierigere Aufgabe für die Loyalität und Hingebung des gegen- 
wärtigen Miniſteriums, als die Art und Weiſe des zukünftigen 
geſchäftlichen Verkehrs mit der Königin anzuordnen. Vor der Ver⸗ 
mählung Ihrer Majeſtät begab ſich Lord Melbourne mit Zuſtim⸗ 
mung der Führer der großen Parteien im Staate täglich nach dem 
Palaſte und verſah dort die Dienſte eines vertrauten Sekretärs. 
Seit Ihre Majeſtät zugleich Beherrſcherin des indiſchen Reiches 
geworden iſt, haben die öffentlichen Geſchäfte der Krone bedeutend 
an Umfang zugenommen. Wir glauben, es iſt unter Anderem der 

orſchlag gemacht worden, daß in gewiſſen Fällen die vielleicht 
noch von einem anderen Kabinetsminiſter gegengezeichnete Unter⸗ 
ſchrift eines Staatssekretärs genügen ſoll. Hauptſachlich aber würde 
es darauf ankommen, für die Königin einen vertrauten Diener in 
der Art zu finden, wie es Sir Herbert Taylor für Wilhelm IV. 
war. Die Hauptſchwierigkeit, eine paſſende Wahl für eine ſolche 
Stelle zu treffen, iſt politiſcher Natur, da die betreffende Perſön⸗ 
lichkeit Jemand ſein muß, zu dem ein liberales und ein konſerva⸗ 
tives Kabinet das gleiche Vertrauen haben könnten. Denn wenn 
mit jedem Miniſterwechſel auch dieſes Amt wechſelte, ſo würde das 
ungeheuer viel Sorgen und Unbequemlichkeiten für die Königin zur 
Folge haben. Vielleicht möchte es dem Einfluſſe, deſſen ſich der 
König der Belgier unter den hervorragenden Staatsmännern des 
Tages erfreut, gelingen, eine vollſtändige Uebereinſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der Wahl eines Edelmannes oder anderen Gentleman für 
dieſen wichtigen Poſten herbeizuführen, wenn man ſich ſchließlich 
für das von uns angedeutete Auskunftsmittel entſchiede und das⸗ 
ſelbe Ihrer Majeftät genehm wäre. — Wie es heißt, gedenkt die 

önigin, Balmoral in dieſem Jahre früher zu beſuchen, als ge⸗ 
wöhnlich. Sie würde ungefähr um Pfingſten abreiſen und etwa 
einen Monat auf ihrem Landſitze in Aberdeenshire verweilen. Es 
iſt eine Verabredung getroffen worden, daß, wenn die Vermählung 
der Prinzeſſin Alice ſtattfindet, Ihre königl. Hoheit ſo lange in 
Frogmore bleiben ſoll, bis der Prinz Ludwig ſein Erbtheil em⸗ 
pfängt, damit die Königin nicht einer jo großen Stütze und Trö⸗ 
ſtung, wie ihre königliche Tochter ihr bisher geweſen iſt, beraubt 
werde.“ 
E (gfeirathsvpertrag.] Beiden Häuſern des Parlaments 
iſt auf Befehl der Königin der zwiſchen Ihrer Majeſtät und dem 
Großherzog von Heſſen abgeſchloſſene, die Vermählung der Prin⸗ 
zeſſin Alice mit dem Prinzen Ludwig von Heſſen betreffende Ver⸗ 
trag vorgelegt worden. Derſelbe iſt aus London, 14. Auguſt 1861 
datirt, vom Erzbiſchof von Canterbury, dem Lordkanzler, Lord 
Granville, dem Herzog von Neweaſtle, Earl Ruſſell, Lord Palmer⸗ 
ſton, Sir G. C. Lewis und dem Grafen Karl v. Görz unterzeichnet 
und beſteht aus 9 Artikeln, die ſich ſaſt ſämmtlich auf Geldarran⸗ 
gements beziehen. Die Koſten des Haushaltes des zukünftigen Ehe⸗ 
paares ſollen aus der auf jährlich 40,000 Gulden feſtgeſetzlen Apa⸗ 
nage des Prinzen Ludwig und den Zinſen der ſich auf 30,000 Pfd. 
belaufenden Mitgift der Prinzeſſin beſtritten werden. Außerdem 
erhält die Prinzeſſin von ihrer Mutter jährlich 6000 Pfd. zu ihrem 
eigenen beſonderen Gebrauch. ug g 

London, 11. Februar. [Telegr.] Der König der Belgier 
bat Osborne verlaſſen und wird heute oder morgen von England 
nach dem Feſtlande zurückkehren. — Die Kronprinzeſſin von Preu⸗ 
ben wird am Samſtag von Antwerpen aus in Gravesend ein- 
treffen. Empfangsfeierlichkeiten find unterſagt. — In der geſtrigen 
Sitzung des Oberhauſes erklärte Earl Ruſſell als Antwort auf 
eine Interpellation Lord Carnarvons, drei in Amerika verhaftete 
Engländer ſeien nach der Ausſage Sewards, da die Habeas⸗Korpus⸗ 
akte aufgehoben ſei, dem regelrechten Gerichte entzogen, jedoch nicht 
zur Ablegung des amerikaniſchen Bürgereides gezwungen worden. 
Lord Derby verdammte das Verfahren Amerika's und Sewards 
unhöfliche Erklärungen. Lord Malmesbury ſprach gegen die auf 
dem Pariſer Kongreſſe hinſichtlich der Blokade aufgeftellten Grund— 
läge, Earl Ruſſell bemerkte, trotzdem müßten fie befolgt werden. 


Frankreich. 


Paris, 10. Februar. [Frankreich und Italien.] Der 
Papſt hat dieſer Tage durch feinen neuen Nuntius in Paris ſehr 
eruhigende Erklärungen erhalten, und da hiermit, wenigſtens 
ſcheinbar, ein Wachſen des öſtreichiſchen Einfluſſes in Paris Hand 
in Hand geht, to ſchoͤpft man in Rom wieder neue Hoffnung. Aber 
auch in Turin hat man die beſten Ausſichten. Dort hält man ſich 
an der Thatſache, daß Frankreich ganz vor Kurzem den Papſt hat 
fragen lafjen, ob er denn den Ereigniſſen gar keine Rechnung tragen 
wolle, und leitet aus der abſchläglichen Antwort des Kardinals An⸗ 
toneli eine deſto größere Mißſtimmung von Seiten Frankreichs ab. 
Zieht man nun aber in Erwägung, daß die in dieſem Jahre erſt 
gemachten Vorſchläge Frankreichs zur Ausfüllung einer Stelle im 
Gelbbuche beſtimmt waren, und daß, nachdem dies geſchehen iſt, 
der Papſt wieder beruhigt wird, ſo könnte die Rechnung ſich eher 
ausgleichen. Frankreich iſt, was man auch denken mag, in dieſem 
Augenblicke in keiner revolutionär⸗italieniſchen Maaßregel verſtrickt, 
ſondern ſteuert im Getzentheil eher nach der entgegengeſetzten Seite. 


der Bundesverſammlung beziehe, bei dem Widerſpruche 
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Von Rom wird geſchrieben, daß der Kaiſer ſich der Abreiſe der 
ſranzöſiſchen Biſchöfe, welche an dem ſogenannten Konzilium theil⸗ 
nehmen ſollen, keinen Augenblick widerſetzt hat, obgleich die Einla⸗ 
dungsſchreiben von der Kongregation der Konzilien expedirt worden 
ſind. So kann man ſich darauf gefaßt machen, die römiſche und 
mit ihr die italieniſche Angelegenheit fürs Erſte vollſtändig beim 
Alten zu ſehen, und nur ab und zu wird der Dualismus bald die 
Hoffnungen in Turin und bald in Rom aufrecht erhalten. (A. P. Z.) 

— [Tagesnotizen.] Der „Monde“ (ſrüher „Univers“) 
iſt für den nächſten Freitag vor das Zuchtpolizeigericht geladen. 
Derſelbe iſt angeklagt, die Herren Ratti, Carcano, Paveſi, Meſſini 
und andere Geiſtliche von Mailand beſchimpft und verleumdet 
zu haben. — Herr Laſtigue Latour hat die „Actualité“ und den 
„Figaro“ wegen Verleumdung angeklagt und der Staatsanwalt 
verfolgt den „Gutenberg“, der ohne dazu berechtigt zu ſein, einen 
Artikel politiſcher Diskuſſion gebracht hatte. — Bekanntlich hat das 
Pariſer Handelsgericht Herrn v. Pontalba, dem Mirès 1,700,000 
Franken zur Zeit als Entſchädigung bezahlt hatlte, zur Zurückerſtat⸗ 
tung verurtheilt. Pontalba beſtritt die Kompetenz dieſes Gerichts⸗ 
hofes und appellitte. Das Ziviltribunal hat ſich nun gegen das 
Handelsgericht ausgeſprochen und die ganze Affaire vor einen an⸗ 
dern Gerichtshof verwieſen. — Ein ſpaniſcher Flüchtling, der ſchon 
ſeit mehreren Jahren als Sprachlehrer mit großer Auszeichnung 
hier wirkt, hat ſich von Paris nach Wien begeben, um, wie es heißt, 
dem Erzherzog Maximilian Unterricht im Spaniſchen zu erthei⸗ 
len. (2?) — Der bisherige Agent der amerikaniſchen Südſtaaten, 
Mr. Red, wird nun, nachdem Mr. Slidell eingetroffen iſt, nächſte 
Woche Paris verlaſſen und ſich nach Madrid begeben. — Man 
ſpricht von einer neuen Steuer, die, unabhängig von den bereits 
vorhandenen, auf Cafés, Eſtaminets, Leſekabinette und andere 
öffentliche Lokale gelegt werden joll. 

# [Die mexikaniſche Expedition] Das „Pays“ er 
eifert ſich heute über den großen Lärm, den die europäiſche Preſſe 
über den Zweck erhoben, den man jetzt der ſpaniſch⸗franzöſchengli⸗ 
ſchen Expedition nach Mexiko zuſchreibt. Ihm zufolge wird der Ver⸗ 
trag, den die genannten Mächte abgeſchloſſen haben, feinem ganzen 
Wortlaute nach aufrecht erhalten werden. Darin ſei beſtimmt, daß 
die Mexikaner ſich frei über ihre zukünftige Regierung und Regie- 
rungsform auszusprechen hätten; wenn dieſelben ſich für die Ne- 
publik erklärten, ſo würden ſie die Republik behalten, wenn ſie aber 
eine Monarchie haben wollten, To würde man ihnen dieſelbe eben» 
falls gewähren, und dann ſei es einerlei, ob fie einen belgiſchen, ita⸗ 
lieniſchen oder öſtreichiſchen Prinzen zum König erwählten. Die 
monarchiſche Umgeſtaltung in Mexiko ſoll dann auch auf Südame⸗ 
rika ausgedehnt werden. Die „Patrie“ verſichert zum wenigſten, 
daß ſich in den La-Plata⸗Staaten eine Partei bilde, um eine feſte 
Regierung zu gründen. Die Kommandanten der franzöfiihen und 
engliſchen Station waren, wie man ferner verſichert, von Buenos: 
Ayres angekommen, und nach dem Stillen Ozean ſollen franzöſiſche 
Kriegsſchiffe geſandt werden, um die franzöſiſchen Landesangehöri— 
gen in den an den Küſten dieſes Meeres gelegenen Republiken zu 
beihügen. Aus allen dieſem geht hervor, daß man ernſtlich daran 
denkt, eine vollſtändige Umwälzung in Amerika hervorzurufen. 

— ([Zum Fouldſchen Finanzbericht] vom 20. Januar 
trägt der „Moniteur“ heute folgende, die ſardiniſchen Renten be— 
Tess Erläuterungen nach: Die uriprünglid dem franzöſiſchen 
Staatsſchatz überwieſenen ſardiniſchen Renten, welche einerſeits die 
von der piemonteſiſchen Regierung zu entrichtende Kriegsentſchädi⸗ 
gung, andererſeits die Bürgſchaft für die Oeſtreich auf Sardiniens 
Rechnung zu zahlenden Vorſchüſſe darſtellten, belaufen ſich zuſam⸗ 
men in Renten auf 9,162,458 Frs., im Kapital auf 160,254,105 
Frs. Ein Theil davon, nämlich 4,513,199 Frs. Renten (84,629,249 
Frs. in Kapital) iſt für den an den neu annektirten Departements 
(Savoyen und Seealpen) haftenden Theil der ſardiniſchen Staats- 
ſchuld zurückzedirt worden, ſo daß dem Staatsſchatz nur die Renten 
im Kapitalbetrage von 75,624,856 Frs. zur Verfügung bleiben. 
Der an Oeſtreich gezahlte Vorſchuß betrug 102,500,000 Frs.; der 
Staatsſchatz hatte alſo, bevor er die Renten begab, einen Unterſchuß 
(decouvert) von 26,875,144 Frs. Die begebenen Renten brachten 
dann ein Kapital von 63,819,939 Frs. ein, d. h. 11,804,917 Frs. 
weniger, als das urſprüngliche Kapital betrug, jo daß alſo das ge— 
ſammte Decouvert 38,680,061 Frs. ausmachen würde. Dazu kom⸗ 
men zwar noch 1,200,000 Frs., welche an die auf den Ertrag der 
ſardiniſchen Renten angewieſenen Donataires von Fontainebleau zu 
zahlen find; aber es gehen auch audererſeits 5 Mill. in Abrechnung, 
welche bei der Entſchädigung des Monte di Milano Oeſtreich zur 
Laſt fallen. So ſtellt ſich das ganze Decouvert auf 34,880,061 Frs, 
und iſt, wie man aus Vorſtehendem ſich überzeugen ſoll, hauptſäch⸗ 
lich dadurch entſtanden, daß für Savoyen und Nizza ſo viel hat 
zurückgezahlt werden müſſen. 

— l[Preisvertheilung.] Die Freiſchulen des polytech⸗ 
niſchen und des philotechniſchen Vereins waren geſtern im Cirque 
Imperial Napoleon zur Preisvertheilung verſammelt. Mehr als 
5000 Arbeiter mit ihren Familien hatten ſich zu dieſer Feſtlichkeit 
eingefunden, welche der Unterrichtsminiſter Rouland mit einer Rede 
eröffnele, Der „Moniteur* theilt dieſelbe heute ganz mit und ber 
merkt dazu: „Häufiger Beifall unterbrach dieſe Rede, in welcher 
der Miniſter, als treuer Ausleger der kaiſerlichen Gedanken, die 
Arbeit, den Unterricht und die chriſtliche Liebe feierte, welche Grunde 


lage und Geſetz der modernen Demokratie find. Man fühlte, daß 


dieſer Beifall dem Herrſcher galt, der ſich jo herzlich um das Loos 
der arbeitenden Klaſſen fümmert und in feiner Fürſorge deren leib— 
liches Wohlſein nicht von ihrem geiſtigen und ſittlichen Fortſchritt 
ſcheidet.“ Nachdem die Preiſe, welche in 15 Sparkaſſenbüchern 
beſtanden, und die vier Ehrenprämien vertheilt waren, überreichte 
der Miniſter dem Präſidenten des polytechniſchen Vereins, Herrn 
Perdonnet (Verwaltungs » Direktor der Oſtbahn), eine Ehren: 
medaille, welche die Schüler, in dankbarer Anerkennung der 30jäh> 
rigen Bemühungen deſſelben für dieſen Volksunterricht, ihm hatten 
prägen laſſen. 
Belgien. 

Brüſſel, 12. Febr. [DTelegr.] Eine Londoner Korreſpon⸗ 
denz der „Indépendauce“ jagt, daß die engliſche Regierung eine 
konſtitutionelle Monarchie in Mexiko mit dem Erzherzog Maximilian 
als König unterſtützen werde und glaubt, daß dieſe Kombination 
um jo mehr Wahrſcheinlichkeit für ſich habe, wenn Oeſtreich auf 
Koſten der Türkei Länderzuwachs erhalten würde. — Die „Indé⸗ 
pendance“ ſagt: Der Prinz Napoleon hätte das Verlangen aud- 


gedrückt, dem Adreßentwurfe des Senats möge ein Paragraph bei⸗ 
gefügt werden, der einen Tadel oder ein Bedauern ausſpreche, daß 
der Papſt fich dem Vorſchlage Frankreichs Gehör zu geben gewei⸗ 
gert habe. Da Troplong ſich dagegen erklärt hätte, werde der 
Prinz ſein Amendement in der öffentlichen Sitzung des Senats 


einbringen. 
Italien. 

Turin, 9. Februar. [Tages notizen.] Das Gerücht von 
der Ernennung des Prinzen von Capua zum Senator beitätigt ſich. 
Derſelbe wohnt ſeit einigen Tagen den Kammerdiskuſſionen bei, 
um ſich mit den parlamentariſchen Verhandlungen vertraut zu 
machen. — Unter den der Kammer vorgelegten Geſetzentwürfen be⸗ 
findet fi auch einer, welcher die Genehmigung eines zwiſchen der 
Staatsverwalfung und Herrn Karl Marck Palmer abgeſchloſſenen 
Vertrages Betreffs Errichtung einer Poſt⸗Dampfſchiffahrtslinie 
zwiſchen Ancona und Aegypten mit monatlich viermaligen Fahrten 
verlangt. Die Regierung bewilligt der Geſellſchaft in den erſten 
5 Jahren eine Subvention von 35 L. für jede zurückgelegte Seemeile, 
in den folgenden 5 Jahren 32 L. und in den letzten 5 Jahren 30 L., 
ferner einen Vorſchuß von 1½ Millionen L. in 4 Raten, der binnen 


10 Jahren abzuzahlen iſt, mittels eines monatlichen Abzuges von 


12,500 L. auf die Subvention. Die Geſellſchaft erlegt eine Kaution 
von einer halben Million L. — Am 7. d. fand die Einweihung des 
Cavour⸗Denkmals, einer in der Börſe in Turin errichteten Statue, 
ſtatt. Heute wurde das zum Andenken der Schlacht des 4, Junt 
1859 in Magenta errichtete Denkmal eingeweiht. — Der Gemeinde⸗ 
rath von Sorrent hat beſchloſſen, dem Dichter Torquato Taſſo, als 
ſeinem berühmten Mitbürger, ein Denkmal zu errichten. — Von 
den Soldaten, welche zu dem aufgelöften 1. Regimente der franzö— 
ſiſchen Fremdenlegion gehörten, iſt eine Anzahl bereits in Mailand 
angekommen, um in italieniſche Dienſte zu kreten. 

— [Die Briganten.] Der „A. 3.“ wird aus Neapel, 31 
Jan., geſchrieben: „Die Berichte aus der Capitanata fahren fort, 
von einer Menge von Gefechten zu erzählen, und die Unterdrückung 
des Brigantaggio in nahe Ausſicht zu ſtellen. Am 23. fand im 
Walde von Umbra ein ziemlich erfolglofes Treffen ſtatt, in welchem 
die mit Uebermacht angegriffenen Truppen anfangs in eine üble 
Lage geriethen. Eine hinzukommende Kompagnie änderte dieſes 
Verhältniß und zwang die Guerillas zum Ruckzuge. 62 Gefangene 
meiſt Fahnenpflichtige der letzten Aushebung, wurden am 25. nach 
San Severo eingebracht. In Apricena legten 11 Guerillas frei⸗ 
willig die Waffen nieder. Wenn es auch jetzt endlich gelingt, die 
Capitanata von den Guerillabanden zu befreien, was wahrſchein⸗ 
lich nur auf Koften einer anderen Provinz geſchehen kann, jo wers 
den doch die traurigen Folgen des räubermäßig geführten Kriegs 
ſich dort noch jahrelang fühlbar machen. Die Capitanata iſt zum 
Theil ärger verwüſtet als die Bafilicata, für deren unglückliche Be⸗ 
wohner jetzt im ganzen Lande milde Beiträge geſammelt werden 
müſſen.“ — Die neapolitaniſche Zeitung „La Patria“ vom 5. Febr. 
ſchreibt: „Gegen 30 Briganten zu Pferde ließen ſich unlängſt im 
Walde von Patacciato in der Nähe von Vaſto ſehen. Der An⸗ 
führer derſelben ſchrieb einen Brief an den Herrn Mennini zu Vaſto 
und Ferri zu Ateſſa. Von erſterem verlangte er 500 Piaſter und 
Patronen, von letzterem 1000 Piaſter. Im Fall der Verweigerung 
drohte er mit Vernichtung des bezüglichen Rindviehes, das in 
Kühen und Heerden beſteht, mit welchen die Beſitzer jener Wald— 
gegend Handel treiben. In Folge dieſer Drohung gingen einige 
kleine Truppenabtheilungen den Briganten entgegen, kamen in der 
Nacht mit denſelben zuſammen und tödteten einen derſelben im 
Gefecht. Später zogen ſich die Briganten in den ſogenannten Wald 
Ramitelli, auf der entgegengeſetzten Seite von Termoli zurück.“ 


Spanien. 

Madrid, 10. Febr. [Telegr.] Die ſpaniſch⸗franzöſiſche 
Konvention zur Regelung der Schuld von 1823 iſt unterzeichnet 
worden. Der Finanzminiſter arbeitet eifrig an der Regelung der 
tilgbaren Schuld. 

Rußland und Polen. 

Petersburg, 6. Februar. [Das Budget! für das Jahr 
1862 iſt nun veröffentlicht. Daſſelbe balanciıt die Einnahmen und 
Ausgaben mit 310,619,739 R. S. Bei dem Intereſſe, welches das 
erſte offiziell veröffentlichte ruſſiſche Budget zu erregen geeignet iſt, 
wird es nicht überflüſſig erſcheinen, die wichtigſten Pofitionen deſ⸗ 
ſelben aufzuführen. — Die Einnahmen ſind folgende: 1) Kopf⸗ 
ſteuer: von 1,673,595 Bürgern, Handwerkern und anderen Städtes 
bewohnern 4,096,164 R., von 21,132,848 Bauern auf den Staats⸗ 
domainen u. |. w. 21,132,848 R., von 2 463,800 Bauern auf den 
Staatsdomainen in Sibirien, zu Fabriken gehörenden Ländereien 
u. |. w. 2,434,307 R., von 166,218 Koloniſtenfamilien und ande⸗ 
ren Bürgern 496,538 R-, von 46,402 rauchfangſteuerpflichtigen 
Bewohnern und Odnoverzen in Sibirien und den weſtlichen Gou⸗ 
vernements 99,003 R.; 2) Obrok: von 8,443,015 Bauern auf den 
Staatsdomainen, Koloniſten, ackerbauenden Soldaten und anderen 


einen Obrok zahlenden Landleuten und 18,249 Bauernfamilien in 


Beſſarabien 25,256,733 R.; 3) verſchiedene Steuern: von 39,300 
fremden Handwerkern, von Poſtbauern u. ſ. w. 125,265 Rubel, 
Obrok von Bauern verſchiedener Kategorien 110,232 R., vom 
Jaſſak (Tribut von Pelzwerken) und andern beſondern Steuern 
812,911 Rubel, Holzabgabe von den Reichsbauern für aus 
Staatswaldungen entnommenes Holz 691,923 R. Von verpach⸗ 
teten Domainen 2,655,702 R, von vormaligen Jeſuitendomainen 
und Kapitalien 225,718 R., von den Staatswaldungen 1.694.808 
R., von verſchiedenem Staatseigenthum 1,948,222 R., von in den 
Staatsbergwerken gewonnenem Metall 2,108,144 R., Ertrag von 
Kupfer- und kleinen Münzen 2,037,500 R., desgl. von verarbeites 
tem Metall 181,346 R., desgl. vom Schmelzen ꝛc. der Metalle für 
Rechnung der Behörden und Privatperſonen 945,889 R. Getränk⸗ 
ſteuer 123,022,580 R., Patentſteuer 1,272,000 R., Salzſteuer 
9 500,000 R., Steuer auf die Privatgoldausbeute 2.500000 R, 
Steuer auf Schmelzung von Metallen in Privatſchmelzereien 835,512 
R, Zölle 31,800,000 R. Poſt 7,044,532 R., Reiſepaſſe 486,600 R., 
Chauſſeen 850,000 R. Stempelſteuer 5,784,800 R., Handelspatente 
5,200,000 R., Päſſe 943,000 R., Abgabe bei Verkauf von Immo⸗ 
bilien und von anderen Kontrakten 4,735,978 R., Taback 2,853,000 
R., Runkelrübenzucker 513,072 R., Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
140,000 R. Nikolai⸗Eiſenbabn 2 Mill. R., vormalige ſüdliche 
Militäranſiedelungen 1.664.570 R. Einnahme aus Staatsgütern, 
welche zur Staatsſchuldentilgung beſtimmt find 735,748 R. Ueber 


4 


ſchuß aus dem Budget für Polen 3,174 862 Rubel, Lokalſteuern tent geweſen ſei, und daß die kurfürſtlich heſſiſche Regierung verfaſ⸗ 


für den Transport von Gefangenen 143,513 R., Spezialabgabe 


| 
| 


zur Unterhaltung der Verwaltung in Sibirien 88,000 R., zufällige 
Ueberſchüſſe und Einnahmen 1,828,000 Rubel. Diverſe Schuld⸗ 


ahlungen 4,183,080 R., Revenuen von Transkaukaſien 3,101,724 
R. Branntwein, den Pächtern über das obligatoriſche Quantum 
geliefert 7,577,107 R. Revenuen aus ehemals dem Klerus gehöri⸗ 
gen Gütern und Kapitalien in den weltlichen Gouvernements 
798,218 R., von den ökonomiſchen Kapitalien des orthodoxen Kle⸗ 
rus 29,269 R., in Polen erhobene Zölle auf fremdes Salz und 
Aceiſe auf Salz von Zechozin 1,135,600 Rubel, Chauſſee⸗ und 
Flußſchifffahrtszölle in Polen 225,157 R. nach Oftfibirien verkauf⸗ 
tes Pulver und Blei 57,089 R., vom bejonderen für die Koſten der 
Na zurückgelegten Kapital 60,000 Rubel, von 
den Lokalabgaben 14,261 R., für Geſchoſſe und Kupfer für das 
Kriegs⸗ und Marineminiſterium 3,710,624 R. Außerordentliche 
Einnahme vom Ettrage der letzten Aproz. Anleihe 14.757,899 R. 

Warſchau, 10. Febr. [Ankunft Felinski's.] Geſtern 
Abend 10 ½ Uhr iſt endlich der neue Erzbiſchof Felinski hier ange⸗ 
kommen. Er war über Preußen gereiſt und brachte im Ganzen 
neun Tage auf der Bahn von Petersburg bis nach Warſchau zu. 
Geſtern hatte er in Czenſtochau übernachtet, wo er von Pauliner⸗ 
mönchen empfangen wurde, die ihn auch, nach vorher gemeinſam 
dort abgehaltener Andacht, auf der Eiſenbahn hierher geleiteten. 
Die Ankunft der Reiſenden, zu denen namentlich der Suffragan⸗ 
Biſchof von Lowicz Graf Plater und der Kaplan des Erzbischofs, 
P. Rakowski, gehörten, erfolgte mit dem gewöhnlichen Schnell⸗ 


zuge. (Schl. Z.) 
Türkei. 


Konſtantinopel, 1. Febr. [Finanzielles.] Ueber das 
neue Anleiheprojekt, ſchreibt man der „K. Z.“, verlaufet zwar noch 
nichts Näheres, aber man ſoll denn doch in Ermangelung eines je⸗ 
den anderen rettenden Ausweges wieder zur Kontrahirung einer 
Schuld zu ſchreiten entſchloſſen ſein. Denn man iſt wegen des 
März, den man bisher immer als den Anfang einer beſſeren Epoche 
und namentlich als Zahtungstermin verſprochen hatte, nicht ohne 
ernſte Beſorgniſſe für die Aufrechterhaltung der Ruhe, falls die 
Regierung l Verpflichtungen nicht nachkäme. 
hat anderntheils vorgeſchlagen, die Staatsgläubiger mit Schuld⸗ 
ſcheinen, die 10 Proz. Zinſen trügen, zu bezahlen, wobei ſie ſich 
wohl ſchwerlich beruhigen laſſen würden. Uebrigens intereſſiren ſich 
die Vertreter der Großmächte, beſonders aber Sir Henry Bulwer, 
ſehr für das Zuſtandekommen einer Anleihe. Leider läßt ſich 
nicht ſagen, daß die Ausgaben des kaiſerlichen Haushaltes dem 
traurigen Zuſtande der Staatsfinanzen entſprechend beſchränkt 
würden. Der Sultan will für ſeine Hofbeamten wieder neue Uni⸗ 


formen ſchaffen, und für die demnächſt erwartete Niederkunft ſeiner 


bevorzugten Gemahlin werden glänzende und koſtſpielige Vorberei⸗ 
tungen getroffen. j 
Amerika. 

Newyork, 30. Januar. [(Zur Ergänzung.] Das Kap 
Hatteras, wo die aus 125 Schiffen beſtehende, von dem General 
Burnſide befehligte Expedition angekommen iſt, liegt an der Küſte 
von Nord⸗Karolina auf der nördlicheren der beiden ſich vor dem 
Pimlico⸗ Sund hinziehenden ſchmalen Inſeln. Es iſt von Klippen 
und Untiefen umringt, doch befindet ſich nördlich von demſelben ein 
guter Ankergrund. An der Einfahrt des Hafens von Charleſton 
waren wiederum zwei Schiffe verſenkt worden. Die in Newyork 
erſcheinenden Blätter vertheidigen dieſe Art, den Hafen zu ſperren, 
indem ſie ſagen, es ſei durch nichts bewieſen, daß die Schiffe nach 
Beendigung des Krieges nicht wieder weggeſchafft werden könnten. 
Die Bemerkungen der europäiſchen Preſſe ſchreiben ſie dem Wun⸗ 
ſche zu, einen Vorwand zur Intervention zu finden. — Die 
„Evening Poſt“ verſichert, der Kriegsminiſter habe dem General 
Lane Inſtruktionen ertheilt, dahin lautend, daß er die Sklaven zur 
Theilnahme an den militäriſchen Operationen gegen den Feind 
veranlaffen ſol e. 

Vom Landtage. 
Haus der Abgeordneten. 

— Der Bericht der XII. Kommiſſion über die Anträge der 
Abgg. Bürgers, v. Saenger und Genoſſen und des Abg. Dr. 
Virchow und Genoſſen, betreffend die kurheſſiſche Verfas⸗ 
ſungbd angelegenheit, iſt vertheilt worden (Berichterſtatter Abg. Beh- 
rend). Nach einem Rückblick auf das Entſtehen des Verfaſſungsſtreites und 
auf das Verhalten der deutſchen Bundesſtaaten dieſem Streite gegenüber, geht 
der Bericht auf die obigen Anträge über. Im Allgemeinen wurde auf die eine 
oder andere Form des Antrages ein beſonders erbebliches Gewicht nicht gelegt, 
d. h. ob die Erwägungen in den Wortlaut des Antrages aufgenommen jeien 
oder nicht. Bedeutender jei der Unterſchied, A eee den beiden An⸗ 
trägen ihrem Inhalte nach darin beſtehe, daß in dem Einen zur Wledergewin⸗ 
nung des verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtandes in Kurheſſen die Wiederberitel- 
lung nicht nur der Verfaſſung von 1831, ſondern auch der in den Jahren 1848 
und 49 dazu gegebenen Erläuterungen und daran vorgenommenen Abänderun⸗ 
gen, und des Wahlgeſetzes vom 5. April 1849 gefordert werden, während der 
Wortlaut des anderen Antrages die Auffaſſung zulaſſe, daß der Verſuch einer 
Vereinbarung zwiſchen der kurfürſtlichen Regierung und den kurheſſiſchen Stän⸗ 
den auf Grund der Wahlordnung von 1852 angeſtellt werden ſolle. Dieſer 
Unterſtellung wurde von den Abgg. Bürgers und v. Saenger entgegengetreten, 
da auch nach ihrer Anſchauung die Zuſäße von 1848 und 49 und das Wahlgeſetz 
vom 5. April 1849 als verfaſſungsmäßſg zu Stande gekommene Theile der kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſung anzuſehen feien, die in dem bezeichneten Antrage als drin ⸗ 
gend geboten bezeichnete Hinwirkung auf die Wiederherſtellung des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechtszuſtandes in Kurheſſen ohne Zweifel alſo auch die Wiederher- 
ſtellung jener Theile der 183 1ger Verfaſſung in ſich ſchließe. Es wurde ferner 
die lautgewordene Anſicht, daß der badenſchen Regierung die gebührende Aner⸗ 
kennung Seitens des Hauſes der Abgeordneten für die ergriffene Jnktiative zu⸗ 
wendet werde, bekämpft, namentlich laſſe der materielle Inhalt des badenſchen 
Antrages es dem Abgeordnetenhauſe nicht zu, auf denſelben Bezug zu nehmen, 
weil er auf der Unterſtellung beruhe, daß kompetenzwidrige Bundesbeſchlüſſe, 
um ihre Wirkſamkeit zu berühren, durch den Bundestag ſelbſt aufgehoben wer⸗ 
den müſſen. Der badenſche Antrag vom 4. Juli 1801 behandle die von der 
Regierung in allen ihren offiziellen Erklärungen ſtets als die wichtigere bezeich⸗ 
nete Seite der kurheſſiſchen Frage, die von der Kompetenz des Bundes, nicht 
in richtiger und korrekter Weiſe. Es dürfe nie, ſei es ſtillſchweigend, ſei es 
ausdrücklich, zugegeben werden, daß es in der Kompetenz der Bundestage, 
deutſche Bertalfungen außer Wirkſamkeit zu ſetzen, und auf die Reviſion der 
beſtetzenden und auf die Einführung neuer in der Art einzuwirken, wie es durch 
die Bundesbeſchlüſſe vom 27. März 1852 und vom 24. März 1860 geſchehen 
fei. Der badenſche Antrag involvire aber eine Anerkennung der Kompetenz des 
Bundes; habe er das nicht beabſichtigt, ſo hätten in dem Wortlaute deſſelben 
die Sätze: „daß den eben angeführten Bundesbeſchlüſſen wegen rechtlicher und 
thatſächlicher Bedenken keine Folge gegeben werden könne“, und „daß der kur⸗ 
fürſtlichen Nen Was nichts im Wege ſtehe“, die 1831ger Verfaſſung nebſt Zu⸗ 
ſätzen und das Wahlgeſetz von 1849 als rechtskräftig und in Wirklichkeit bes 
ſtehend zu betrachten, anders gefaßt werden müſſen, es hätte in demſelben viel» 
mehr geſagt werden müſſen, daß die Bundesverſammlung zu der Faſſung jener 
Beſchlüſſe vom 27. März 1852 und 24. März 1860 überhaupt nicht kompe⸗ 


Der Großweſir 


| 


fungsmäßig verpflichtet ſel, die Verfaſſung von 1831 wieder in Wirk⸗ 
ſamkeit zu ſetzen; hierin liege das Hauptbedenken gegen die Erwähnung des 
badenſchen Antrages in dem von dem hohen Haufe zu faſſenden Beſchluſſe. Die 
Bundes beſchlüſſe aber hätten, ſtatt die kurheſſiſche Verfaſſung gegen die illoya- 
len Eingriffe der kurfürſtlichen Regierung zu ſchützen, dieſe legteren theils an 

eordnet, theils ſanktionirt. In dieſer Kompetenzüberſchreitung des Bundes 


fliege einerſeits die bedrohliche Gefahr für die rechtsbeſtändigen Verfaſſungen in 


ganz Deutichland, da das angegebene Motiv für das Einſchreiten des Bundes 


in Kurheſſen, die von den Kommiſſaren behaupteten und von der Bundesver⸗ 


ſammlung im Allgemeinen als vorhanden zugegebenen bundeswidrigen Beſtim⸗ 


mungen der 14 5 Verfaſſung von 1831, ſich ohne Schwierigkeit für die 


Befeitigung oder Abänderung faſt ſämmtlicher anderer deutſchen Verfaſſungen 
werde anführen laſſen, andererſeits ſchrelbe dieſe . e e gerade 
Preußen gebieteriſch die Verpflichtung vor, ohne allen Rückhalt gegen dieſelbe 
aufzutreten, da Preußen vor allen anderen Staaten dazu berufen ſei, das Un⸗ 
recht zu ſühnen, an dem es ſelbſt durch ſeine verwerfliche Politik des Jahres 
1850 theilgenommen habe. ö 
Wenn es jomit feſtſtehe, daß die Regierung mit aller Aufmerkſamkeit 
darüber zu wachen und mit aller Entſchiedenheit dafür zu forgen habe, daß die 


Befugniſſe des Bundes nicht überſchritten werden, wenn es mit Dank anzuer⸗ 


kennen ſei, daß dieſelbe nach dieſer Richtung hin ihr eigenes und das Intereſſe 
der übrigen deutſchen Staaten ſeit 1859 gewahrt habe, ſo müſſe ihr hierfür die 
volle Unterſtützung des Abgeordnetenbauſes zu Theil werden, und ſchon deshalb 
empfehle es ſich nicht, eines Antrages in der Reſolution über die kurheſſiſche 
Verfaſſungsangelegenheit zu erwähnen, der ſich nicht in gleich unumwundener 
Weiſe, wie die königliche Regierung ſelbſt, über die Grenzen der Kompetenz des 
Bundes ausgeſprochen habe. Hierauf wurde . Wenn man auch zugeben 
wolle, daß in dem Wortlaute des Antrages vom 4. Juli 1861 dieſe Auffaſſung 
der großherzoglichen Regierung nicht in gleicher Weiſe klar zu Tage trete, ſo 
könne dieſer Umſtand allenfalls einen Grund abgeben, die Erwähnung des An⸗ 
trages ſelbſt aus dem Tenor der Reſolution wegzulaſſen, nicht aber würde es 
angemeſſen erſcheinen dürfen, das Vorgehen der badiſchen Regierung in der 
kurheſſiſchen Verfaſſungsangelegenheit, ihr energiſches und patriotiſches Auf- 
treten für das verletzte Rechte eines wackeren deutſchen Volksſtammes gänzlich 
mit Stillſchweigen zu übergehen. Ueber das Verlangen des Virchowſchen 
Antrages: „die Regierung möge alle ihre Mittel einſetzen, für die Wie⸗ 
dergewinnung des verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtandes in Kurheſſen“ erhob ſich 
eine längere Diskuſſion. Der Anſicht: es ſei ſehr natürlich, daß man bei dem 
gebrauchten Ausdrucke ſofort an das letzte Mittel, an das der Gewalt, denke, 
während auf dem Gebiete der Verhandlungen alle etwa räthlichen Mittel noch 
nicht erſchöpft ſeien. Die Anhänger des Virchowſchen Antrages geben zu, daß 
man auch an die Gewalt als letztes Mittel gedacht habe, dadurch aber, daß man 
alle Mittel einzuſetzen vorgeſchlagen, ſei die Anwendung anderer nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Man könne den Geſandten in Kaſſel mit energiſchen Inſtruktionen 
verſehen, die diplomatiſchen Verbindungen abbrechen u. ſ. w. Hervorgehoben 
wurde: das ſtarre Feſthalten der kurfürſtlichen Regierung an dem eingenomme⸗ 
nen Standpunkte, dem die Zuſtimmung des heſſiſchen Volkes durchaus fehle, 
laſſe ſich doch nur daraus erklären, daß die Regierung zu Kaſſel von der ihr 
durch die von der Verſammlung oder von einzelnen Bundesregierungen zu ge⸗ 
währenden Unterſtützung und von deren Hülfe zur Durchführung ihrer Pläne 
überzeugt ſei. Zur Erſchütterung dieſer verderblichen Ueberzeugung fei die offen 
abzugebende Erklärung der Regierung nothwendig, daß ſie irgend welche Hülfe 
von außenher zur Einführung der publizirten Verfaſſung vom 30. Mai 1860 
nicht dulden werde. Daß aber verderbliche Einwirkungen auf die kurfürſtliche 
Regierung durch die Zufage einer Unterftügung ihrer Abſichten vorhanden ſeien, 
müſſe ſchon aus der Erwägung einleuchten, daß ohne dieſelbe die Regierung 
dem einmüthigen Willen des Volkes gegenüber machtlos ſein würde. Von einer 
anderen Seite wurde entgegengehalten: es müſſe der Regierung ganz ausdrüd- 
lich der Rath ertheilt werden, als letztes Mittel, wenn die übrigen erſchöpft 
ſeien, das bewaffnete Einſchreiten in Kurheſſen zur Anwendung zu bringen. Es 
ſei nicht zu beforgen, daß ein ſolches zu einem Kriege mit anderen Gliedern des 
deutſchen Bundes führen würde. Das Volk in Deutſchſand erkenne überall da 
Recht, als auf Seite des heſſiſchen Volkes ſtehend, an, die deutſchen Regierungen 
würden einerſeits gegen den Willen des Volkes zu interveniren nicht Jene an · 
dererſeits aber 5 nicht in der Lage ſein, dem eos le en Einrücken in Kur⸗ 
heſſen irgend erhebliche Mittel entgegenzuftellen. Vor Allem könne Oeſtreich es 
zur Zeit nicht unternehmen, anders als etwa zum Schein das va banque der 
ſchwarzburgiſchen Politik aufs Neue zu ſpielen; im Innern und nach Außen 
gelähmt, habe es nicht die Macht, die preußiſche Intervention in Kurheſſen zu 
verhindern, deren Berechtigung ſich für Preußen aus ſeinem eigenen Intereſſe, 
dem letzten Ziele einer geſunden Politik, ergebe; gebieteriſch aber fordere dieſes 
Intereſſe die Regierung auf, es nicht zu dulden, daß der an den Grenzen des 
preußiſchen Gebietes glimutende Brand zur hellen Flamme auflodere, es nicht 
zu dulden, daß das monarchiſche Prinzip, deſſen beſte Stärke in der Aufrecht- 
erhaltung verfaſſungsmäßiger Rechte beruhe, durch geſetzwidrige Handlungen, 
wie es in Kurheſſen geſchehe, von oben herab untergraben werde. Noch ſei der 
kurfürſtlichen Regierung in Kaſſel eine ernſtgemeinte und durchgeführte Energie 
nicht entgegengetreten; den Verſuch, ob ſie 15 endlich dem durch das Schwert 
geſchügten Recht beugen werde, hätte Preußen anzuſtellen die Verpflichtung. 
Und nicht nur hätte die Regierung den Widerſtand der übrigen Regierungen, 
wie bereits ausgeführt, nicht zu beſorgen; es werde gar bald auch andere 
deutſche Regierungen an feiner Seite finden, die Einen würde die eigene Ueber ⸗ 
zeugung von dem Rechte des kurfürſtlichen Volkes der Regierung als Bundes 


genofien zuführen; die Andern würden ihnen folgen, um Theil zu nehmen an 


dem Lorbeer, den das deutſche Volk um die Stirne feines Beſchützers winden 
werde. Durch 


Staates beſtehe thatſächlich in Kurheſſen nach der Verfaſſung von 1 


alle Rechte der 


das Einſchreiten in Kurheſſen werde die Regierung den erſten 


entſcheidenden Schritt in der deutſchen Frage thun, einen Schritt, den die jüngſte 


Zeit mit mächtigem Rufe fordere. Es wurde daher der Antrag geſtellt, in dem 
Virchowſchen Antrage, hinter die Worte: alle ihre Mittel, den Satz einzuſchal⸗ 
ten: „und ſollte es ſelbſt äußerſten Falls zu einem Bruche mit 
dem Bundestage und zu einem bewaffneten Einſchreſten in 
Kurheſſen kommen.“ 

Die nunmehr abgegebene, bereits bekannte Erklärung des Miniſters der 
auswärtigen Angelegenheiten, Grafen Bernſtorff, gab mehreren Mitgliedern 
Veranlaffung, ihr lebhaftes Bedauern darüber auszuſprechen, daß eine vollſtän⸗ 


dige Uebereinſtimmung der Auffaſſung der Regierung mit derjenigen, welche ſich 
bisher in der Kommiſſion geltend gemacht habe, nicht vorhanden ſei, während | 


noch vor 2 Jahren durch den von dem Freiherrn v. Vincke eingebrachten, von 
dem Hauſe der Abgeordneten zum Beſchluſſe erhobenen Antrag eine ſolche Ueber⸗ 
einſtimmung mit der damaligen Erklärung des Miniſters der auswärtigen Ans 
gelegenheiten konſtatirt worden fei. Denn da der Herr Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten augenblicklich nicht in der Lage zu ſein erklärt habe, es auszu⸗ 
ſprechen, daß die Regierung zur Löſung der kurheſſiſchen Verfaſſungsfrage, ebenſo 
wie die Mehrheit der Kommiſſion, eine ſofortige Berufung der kurheſſiſchen 


den Jahren 1848 und 1849 dazu gegebenen Erläuterungen und Abänderungen 
und des Wahlgeſetzes vom 5. April 1849 für nothwendig erachtet, ſo fehle jetzt 


dieſe Uebereinſtimmung; es müſſe daher als in hohem Grade wünjchenswerth 


bezeichnet werden, daß bei den Verhandlungen im Pleno über die gegenwärtigen 
Anträge die Regierung ihre vollſtändige Uebereinſtimmung mit dieſem beiden 
Anträgen gemeinſamen Grundſatze nachträglich ausſpreche. — Nur von einer 


Seite wurde im Laufe der Debatte beiden Anträgen widerſprochen, mit deren 
Begutachtung die Kommiſſion beauftragt iſt. Aus rechtlichen ſowohl, als aus 
praktiſchen Gründen müſſe, wie das betreffende Mitglied des Weiteren ausführte, b. 
{ 0 Graf v. Schack, Schanz, Schubert, Schulze 
bezeichnet werden; es liege vielmehr dem am 27. März 1852 gefaßten Bundes⸗ 


die jetzige Auffaſſung der Regierung ſowohl als der Kommiſſton als unzutreffend 


beichluffe, dem die Regierung damals zugeſtimmt habe, eine richtige Anſchauun 
zu Grunde. Wenn man heute den Artikel 56 der Wiener Schlußatte 5 allein 
maaßgebend für die endliche Löſung der kurheſſiſchen Verfaſſungswirren bezeichne, 
ſo überſehe man, daß die Kompetenz des Bundes ſich nicht ausſchließlich nach der 
Beſtimmung dlieſes Artikels regle; bei Beurtheilung dieſer Kompetenz dürfen die 
Artikel 57, 58, 26 nicht außer Acht gelaſſen werden. Es müſſe doch auch daran 
erinnert werden, daß die heſſiſche Landesvertretung durch ihr ſtarres Feſthalten 
an dem formellen Rechte die Löͤſung der Frage erſchwert habe. Die Maſſe des 
preußiſchen Volks habe ſich in ähnlicher Lage viel praktiſcher erwieſen, da ſie 
krotzdem daß das Wahlgeſetz für die zweite Kammer vom 30. März 1849 eben- 
falls nicht mit den nach dem früheren Wahlgeſetz vom 6. Dezbr. 1848 berufenen 
Vertretern vereinbart ſei, daſſelbe dennoch akzeptirt und dadurch eine verfaſſungs⸗ 
mäßige Weiterentwicklung der Geſeßgebung in Preußen erleichtert habe. Aber 
auch praktiſch werde die endloſe kurheſſiſche Frage durch eine erneute Verhand- 
lung über dieſelbe im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ſelbſt dann nicht gefördert 
werden, wenn die Regierung den von der Mehrheit angenommenen Standpunkt 
teile. Dleſe Ausführungen blieben in der Kommiſſion nicht ohne Erwiderung. 
Was zunächſt die Artikel 57, 58 und 26 der Wiener Schlußakte angehe, 
aus welchen die Bundesverſammlung die Kompetenz des Bundes zum Einſchrei⸗ 


ten gegen die kurheſſiſche Verfaſſung von 1831 etwa herleiten könnte, ſo treffen 
die in denſelben enthaltenen Vorausſetzungen fämmtlich nicht zu. Die im Art. 
57 verlangte Vereinigung der geſammten Staatsgewalt in dem Oberhau in ded 
1 un 

deren Zufägen aus den Jahren 1848 und 49, indem der F. 10 jener Verfaſſung 
ausdrücklich feſtſetze, daß der Kurfürſt das Oberhaupt des Staates ſei, in ſich 
e taatsgewalt vereinige und dieſelben in verfaſſungsmäßiger 
Weiſe ausübe, Beſtimmungen welche auch die ſpätere Geſetzgebung nicht alte 
riet habe. In der Erfüllung feiner bundesmäßſgen Verpflichtungen ſel der 
Kurfürſt durch die Ständeverſammlungen niemals behindert oder beſchränkt 
worden, wenn man nicht etwa dem Art. 58 der Wiener Schlußakte zu Liebe 
daran eine Behinderung erblicken wolle, daß die heſſiſchen Ständeverſammlun⸗ 
gen die auf illoyale Weiſe erlaſſenen Verfaſſungen von 1852 und 1860, welche 
die Garantie des Bundes niemals erhalten, nicht angensmmen hätten, die nach 
dem Artikel 26 der Wiener Schlußakte eine Intervention des Bundes allein 
begründende Rebellion habe ebenfalls in Kurheſſen nicht ftattgefunden und würde 
ſelbſt, wenn fie vorhanden wäre, dem Bunde nur das Wh der Wiederberftel- 
lung der Ordnung bei 1 — Hülfloſigkeit der kurfürſtlichen Regierung, 
nicht aber das der Einführung verfaſſungswidriger Geſetze er Aller- 
dings ſei die lurheſſiſche Frage auch eine deutſche, ganz weſentlich aber eine Preu 
ßiſche: Im Jahre 1852 ſei das kurheſſiſche Recht vernichtet worden, um Preu⸗ 
pen zu demüthigen, jetzt verlange Preußens Ehre gebieteriich die Wlederherſtel⸗ 
ung jenes Rechtes; verſtehe auch dieſes Mal 300 fen nicht, ſein gerechtes Ver ⸗ 
langen durchzusetzen, dann werde auf lange Zeit ſein Anſehen in Deutſchland 
untergraben ſein. Die heſſiſche Volksvertretung verdiene die deuiſchen Sympa ⸗ 


thien nicht vollauf? Es ei ſchwer erſichtlich, wofür das deutſche Volk feine 


Sympathien mit größerem Rechte tragen ſolle. Nicht an Wann 
hänge mit Starrſinn der heſſiſche Stamm, ſondern mit Mäßigung und Aus⸗ 
dauer an ſeiner rechtsbeſtändigen Berfaflung, und die Exempliftkation auf das 
preußiſche Wahlgeſetz vom 6. Dezember 1848 treffe deshalb nicht zu, weil jenes 
Geſetz nicht wie das kurheſſiſche mit der Landesvertretung vereinbart, ſondern 
oktrolrt ſei. Ob die erneute Verhandlung im Abgeorduetenhauſe der Löſung 
der kurheſſiſchen Frage förderlich ſein werde, das müſſe die Zukunft lehren; die 
Vertreter des prenbiſchen Volkes aber hätten es unter allen Umſtänden zu ver⸗ 
meiden, ſich durch eine Unterlaſſungsſünde an der weiteren Verſchleppung dleſer 
Frage zu Mitſchuldigen zu machen. 

So weit waren die Berathungen in der erſten Sitzung gediehen, als der 
Vorſchlag gemacht wurde, die Antragſteller möchten ſich zu — gemeinſamen 
Antrage verſtändigen. Die 3 Antragſteller traten zuſammen und legten der Kom 
miſſion in ihrer zweiten Sitzung, welcher der Reg. Komm. Geh. Leg. Rath 
Abeken beiwohnke, den bereits bekannten Antrag vor, über deſſen Form und 
Inhalt ſie ſich geeinigt hatten. Die Kommiſſion entnahm aus dieſer Vorlage, 
daß den in der Diskuſſion geltend gemachten Anſichten gebührende Rechnung ge⸗ 
tragen ſei; es war die Form der vorangeſchickten Erwägungen und 
der Reſolution aus dem Bürgers'ſchen Antrage beibehalten, das in dem Vir⸗ 
chow'ſchen Antrage bemängelte Wort auffordern vermieden, aus dieſem letz ⸗ 
tern aber die Erwähnung des Vorgehens der großherzogl. baden⸗ 
ſchen Regierung in die Erwägung unter Nr. 3 aufgenommen, ohne insbe- 
ſondere auf den von dieſer Regierung bei dem Bunde geſtellten Antrag zu ver⸗ 
weiſen; beibehalten wäre ferner aus dem Virchow'ſchen Antrage die in demſel⸗ 
ben ausgeſprochene Anſicht, daß die Regierung mit allen ihren Mitteln 
auf die Wiederherſtellung des verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtandes in Heſſen hin ⸗ 
zuwirken habe, und die ſpezielle Hinweiſung auf die N Berufung 
der heſſiſchen Volksvertretung auf Grund nicht nur der Verfaſſung vom 
5. Jan. 1831, ſondern auch der Zuſätze aus den Jahren 1848 und 1849 und des 
Wahlgeſetzes vom 5. April 1849. Auf die Anfrage eines Mitgliedes der Kom 
miſſion, welche Schritte die Regierung bei den größeren deulſchen Kabinetten 
gethan habe, um dieſe für ihre Anſicht in der kurheſſiſchen Verfaſſungsfrage zu 
gewinnen, erklärte der Vertreter der Regierung, daß der in der Debatte 
ſchon erwähnte Depeſchenwechſel mit dem Wiener Kabinette in die Oeffentlich ⸗ 
keit gekommen ſei, fein Inhalt alſo die geſtellte Frage beantworte; auf die fer- 
nere Anfrage, welche Stellung die Regierung zu dem badenſchen Antrage am 
Bunde ed werde, gab derſelbe Regierungskommiſſar die Erklä⸗ 
zung ab, daß, da dieſe Frage noch eine ſchwebende ſei, eine Auskunft nicht er⸗ 
theilt werden könne. Bei der Abſtimmung wird das Amendement: hinter „mit 
allen ihren Mittteln“ zu ſetzen: „und ſollte es ſelbſt äußerſten Falls zu einem 
bewaffneten Einſchreiten in Kurheſſen ſelbſt gegen den Willen der Mehrheit der 
Bundesregierungen kommen“ mit 9 gegen 5 Stimmen abgelehnt; der Antrag 
mit allen gegen 1 Stimme angenommen und hiermit dem Hauſe ebenfalls zur 
Annahme empfohlen. 

Die Kommiſſion hatte noch über eine ihr zur Begutachtung überwiejene 
etition des Juſtizraths Rudreit und Genoſſen aus Erfurt Bericht zu erſtatten. 
etenten ſtellen den Antrag: Das Haus der Abgeordneten wolle erklären, daß 

es eine Ehrenpflicht en fei, zur Wiederherſtellung des gekränkten Rechts 
und der beſeitigten Verfaſſung Kurheſſens in Gemeinſchaft mit den gleichdenken⸗ 
den deutſchen Bundesgenoſſen bei dem Bundestage nachdrückliche Anträge zu 
ſtellen, und falls denſelben von der Mehrheit keine Folge gegeben werde, bis zur 
Wiederherſtellung des dahſaſſungen ze Rechts in Kurheſſen, ſich von allen 
Berathungen und Beſchlußfaſſungen des Bundestags fern zu halten. Die Kom · 
miſſion erachtet die Petition als durch den geftellten Antrag erledigt. 

— Die Kommiſſion des Hauſes der Abgeordneten zur Vorberathung des 
Geſetzes über die Oberrechnungskammer hat das ſehr wichtige Amendement an- 

enommen, daß die Spezialetats als integrirender Theil des Staatshaushalts⸗ 

tats angeſehen werden, alſo ebenſo Geſeßeskraft haben ſollen, wie jener; fer⸗ 
ner ſollen als Etats⸗Ueberſchreitungen gelten auch diejenigen Mehrausgaben, die 
mit einer Mehreinnahme im Kauſalzuſammenhange ſtehen. — Zugleich hat in 
der Budget⸗Kommiſſion der Abg. Hagen den Antrag geſtellt, daß die Spezial⸗ 
Etats mit in der Geſetzſammlung publizirt werden ſollen; dieſer Antrag geht 
auf daſſelbe Ziel, wie jenes Amendement. 

— Die Kommiſſion zur Vorberathung der Aßmann'ſchen Anträge iſt ge⸗ 
wählt: Lympius Vorſitzender, Ritter Stellvertreter, Schiebler Schriftführer, 
Baſſenge (Lauban) Stellvertreter, Gräſer, v. Saucken (Gerdauen), Krauſe 


| (Genie. 9. Paſewaldt, Rupp, Knövenagel, Trautwein, Gringmuth, Schulze 


Genthin), v. Hilgers. — Die Gemeindekommiſſion ift verftärkt um folgende 7 
Mitglieder: Aßmann, Haeger, Hinrichs (Grimmen), Metzmacher 2 
Wagner, Contzen; die Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion iſt verſtärkt durch die 
Abgg. Grobe, Rhoden, v. Roſenberg. Lipinski, Fubel, Bürgers, Theune, Karſten. 
— In der Fraktion Harkort, Bockum -Dolffs und Genoſſen ift ein Antrag 


reögen, 


in der italieniſchen Frage angenommen worden, der auch in der Fraktion Gra⸗ 


bow ſchon zahlreiche Unterſtützung findet. — Die Verhandlungen wegen der 
deutſchen Reſolution ſchweben noch zwiſchen den liberalen Fraktionen mit Aus⸗ 
nahme der Grabow ichen. 1 

— Zur Fraktion Grabow gehören 89 Abgeordnete: Albrecht, Alden- 
hoven, Ambronn, v. Arnim, Baier, Baur, v. Benda, Bering, Borſche, Bür⸗ 


gers, Calow, v. Carnall, Delius, v. Diederichs, Frh. v. Dlepenbroick, Dierſchk 
Ständeverſammlung auf Grund der Verfaſſung vom 5. Januar 1831, der in 2 8, Brh p „Dierſchke, 


Baron v. Eſebeck, Fellenberg, Fliegel, Frehſee (Fürſtenthum), Fubel, v. Funck, 
Götz, Grabow, Gräſer, Gringmuth, Haeger, v. Hartmann, Hinrichs (Rum⸗ 
melsburg), Jacob, Jordan, Jüngken, Karbe, Karſten, v. Kathen, Kautz, 
v. Kehler, Kette, Kleemann, Kleinwächter, Kloſe, Knoevenagel, Koch, Krause 
(Magdeburg), Kühne, v. Langendorff, v. Leipziger, Lette, Leue (Salzwedel), 
Lympius, zur Megede, Menzel (Prenzlau), Metzke, Model, Nemiß, ipfchfe, 
Ottow, Paſewaldt, v. Pfuhl, Pieper Gutenberg, ieper (Elberfeld), Richter, 
Frh. v. Richthofen (Striegau), Frh. v. Richthofen (Jauer), Riebold, Rlemann, 
Ritter, Ropert-Tornow, v. Rönne Gegen Roepell (Breslau), v. Roſenberg⸗ 
Lipinski, Rothe, v. Saenger, v. Saucken (Zulienfelde), v. Saucken (Labiau), 
G Kar Simon, Staegemann, 
Strohn, v. Struenſee, Theune, Frh. v. Unruhe Bomſt, Wachler, Wagener, 
Wahle, Zierenberg. — Die Fraktion der Konfervativen beiteht aus 
13 Mitgliedern: Graf Bethuſp-Huc, v. Bonin (Stolp), v. Denzin, v. Gottberg, 
Heimbrod, v. Luck, o. Maſſow, v. Niebelſchüß, Graf Pilati, Schwenzuer, Frh. 
v. —— v. Selchow, Graf v. Strachwiz. — Der Fraktion des 
Zentrums (Reichenſperger) gehören 51 Abgeordnete an: Bender (Olpe), 
Biernacki. Blum, Boecker, Braun, Broich, Burgartz, Contzen, Evers, Fier, 
Fortzick, Friedrich, Froning, Gau, Gaul, Gödderg, Grunwald, Güploe, Hol⸗ 
zer, Iſer, Kraetzig, Krebs, v. Mallinckrodt, Marx, Menzel (Braunsberg), Met⸗ 
tenmeyer, Müller (Trier), Münzer, Pahl, Plaßmann I., Plaßmann IL, v. 
Raesfeldt, Reichenſperger, Roche, Rohden, Sarrazin, Schmidt (Paderborn), 
Schult, Schultz (Borken), Sieber (Neiſſe), Siebert (Allenſtein), Stock, Strecke 
(Glatz), Strecker (Worbis) de Syo, Wanjura, Weber, Wolff (Leobſchütz, Wolff 
(Mühlheim), Ziegler, Zumloh. — Bei feiner Fraktion find die Abgeordneten 
v. Bon in (Genkhin), Cetto, Gabcke, Hölzer, Hölzke, 8 Aae oz ( dieſe 
Beiden find noch nicht ins Haus eingetreten), Graf Renard, olshoven, Freih. 
v. Schleinitz, v. Schlick, Schöber, v. Sybel (Krefeld), v. Vignau. 

— Aus Erfurt iſt eine von Mitgliedern des Nationalpereins und gleichge⸗ 
ſinnten Freunden ausgegangene und zahlreich unterſtützte Petition an das Ab« 

(Fortſetzung in der Beilage.) 


Be 


37. Donnerftag, 


georbnetenhaus abgeſandt worden, welche zur kräftigen Abwehr der neueſten 
roßdeutſchen — mahnt. Die Petktion lautet: „Hohes 
der Abgeordneten! Eine trübe, verdüſterte Stimmung geht durch das 

and, geſteigert durch jene Noten, welche Oeſtreich, die ehemaligen Rhein⸗ 
ndsſtaaten und die jetzigen Würzburger Verbündeten neuerlich unſerer Regie⸗ 
tung überreicht haben. Nicht Furcht oder Bangigkeit find es, welche jene bits 
tern Gefühle im Volke hervorgerufen haben ſondern der lebhafte Unmuth dar» 
über, daß unſerer Regierung Dies überhaupt geboten werden konnte und daß 
es ihr geboten werden durfte von a von denen ein Theil feinen Be⸗ 
ſtand zweimal Den preußiſchen Waffen verdankt. Wir wollen noch vertrauen, 
daß unſere Regierung auf jene Kundgebungen diejenige Sprache und diejenigen 
Thaten folgen laſſen werde, welche ſie verdienen. Wie achten es aber für ger 
boten, ein Zeugniß abzulegen dafür, dab es hohe Zeit jein möchte, ernſt zu 
ſprechen und nachdrücklich zu handeln. Wir würden es nicht verſtehen können, 
wozu uns jene ſt Lelſtungen an Geld und Mannſchaften angeſonnen wer⸗ 
den, wenn man an dieſem Scheidewege vor einem zweiten Olmütz über die 
Wahl noch zweifelhaft ſein könnte. Beſſer eine kurze, aber ehrenvolle Wirk. 
ſamkeit, beſſer eine augenblickliche Verſtimmung der Regierenden, als die 
dauernde Abwendung des geſammten Volkes von der Regierung. Denn die 
Hinnahme einer zweiten Demüthigung würde die Opferbereitwilligkeit Vieler 
ertödten und alle en entfremden. ' Jeder wahre Anhänger der 
Monarchie, jeder aufrichtige Freund des Vaterlandes muß und wird hiergegen 
mit allen ankämpfen. Deshalb unſere dringende Bitte an das hohe 
Haus: Der königlichen Staatsregierung Aae wen mit aller Entſchiedenheit 
und aller Einmükhigkeit für eine nachdrückliche deutſche Politik und energische 
ückweiſung aller unberechtigten Anmaßung gegen die deutſche Stellung 
Preußens einzutreten.“ 


Lokales und Provinzielles. 
Poſen, 13. Febr. lüUeberſchwemmung.] Hier in 
Poſen überfluthet das Waſſer ſchon ſeit mehreren Tagen die Ueber⸗ 
fälle der Dammſtraße. Seit dem 12. d. ſteht auch die Eichwald⸗ 
ſtraße unter Waſſer und wird der Verkehr mit den Bewohnern mit⸗ 
telſt eines Kahnes unterhalten. sul 
A Pojen, 13. Febr. [Redakteur Jagielski.] Man 
halte in manchen Kreiſen die Hoffnung gehegt, der Redakteur des 
Dz. pozu., Jagielski, werde gegen eine Kaution von 2000 Thlr. bis 
zut Entſcheidung der gegen ihn erhobenen Anklage aus der Haft 
entlaſſen werden. Der erwählte Vertheidiger, Rechtzanwalt Lewald, 
hatte dies auch beim k. Kammergericht in Berlin beantragt. Nach 
Einholung der desfallſigen (abfälligen) Aeußerung des Oberftantd- 
auwalts, Grafen zur Lippe, hat der Senat des Kammergerichts für 
Staats verbrechen, die Entlaſſung des een aus der Haft 
gegen Kaution abgelehnt, und zwar mi 
des Verbrechens, deſſen J. angeklagt fit, und mit Rückficht auf die 
Höhe der für dieſen Fall verhängten Strafe (2 bis 10 Jahr Zucht⸗ 
baus). Doch find dem Rechtsanwalt L. Unterredungen mit J. geſtat⸗ 
tet, und es tft auf den 1. k. M. ein Audienztermin angeſetzt, zu wel⸗ 
chem der Vertheidiger und außer ihm noch der im Miniſterium 
beſchäftigte Juſtizrath Jerzewski, als Dolmetſcher geladen find, 
B — 1 Naturwiſſenſchaftiicher Verein. Direktor 
Dr. Barth hielt geſtern ſeinen Vortrag über „Zeitbeſtimmungen“. 
m Eingange erläuterte derſelbe die Definitionen einiger Philo⸗ 
ſophen von „Zeit und Raum“, ging 5 über zu der Bedeutung 
einer genauen Zeiteintheitung für alle Vethältniſſe des bürgerlichen 
und praktiſchen Lebens, und beſprach darauf die Zeiteintheilung, 
welche ſich aus der Abwechſelung von Tag und Nacht, aus dem 
Wechſel der Jahreszeiten, aus der Sonnenhöhe, der Länge der 
Schatten, ſelbſt für die Menſchen im Urzuſtande ergiebt. Durch 
die Wiſſenſchaft ſei endlich der Menſch befähigt worden, eine unab⸗ 
änderliche, unumſtotliche und ſtets leicht wieder auffindbare Zeit⸗ 
einheit ſich vom Himmel herunter zu holen. Der Vortragende er⸗ 
Härte nunmehr den genauen aſtronomiſchen Sterntag (mit Berück 
ſichtigung der Nutation der Erdachſe), den gewöhnlichen aſtrono⸗ 
miſchen temtag, den Sonnentag, den mittleren Sonnentag, 
auf welchen unſere gegenwärtigen Uhren eingerichtet find, und die 
Bedeutung der Zeitgleichung für die Stellung der Uhren, und gab 


nn — —— 


Bekanntmachung. 

Die Juhaber von Pleſcheuer Kreisobliga 

am 

lin — — 4 Wirthſchaftsinventar, 
und 5 

Dartwig Wanıath zu Poſen die Einlö⸗ 


un 

Dbfigarlanen bewirken wird. 

Pleſchen, den 9. Februar 1862. 

a Landrath Gregorovius. 


beſtehende Bibliothek. 


Inowraclam, den 26. Oktober 1861. 
Königliches Kreisgericht, 1. Abtheilung. 


Proelama. 
Das königl. Kreisgericht zu Schroda. 


eite Abtheilung. } : - a e N 
Das zum Nachlaile der Wittwe des PofterpeJſicherten zurückerſtattet, welcher einer Dividende von 29 Prozent entſpricht. Nach den bereits vorliegenden ed Prelfen bei 
Sagte — ühelm Zeiner, weile Ergebniſſen werden ſich die Dividenden für 1863 auf 33 Prozent und für 1864 auf 37 Prozent erheben, * 0% ch. Herrmann. 


wendung des Pendels als Regulator bei den Gewichtsuhren, ſowie 


geſetzten Sekundenpendels. 


keit ſeines Talents die unleugbare Gefahr eines ſolchen Unterneh⸗ 


Rückſicht auf die Größe 


v. J. angetreten hatte, indem er an dieſem Tage ſeine Heimath 


1) am 18. und 19. Februar c. Hausgeräthe, 

Kleidungsſtücke, Tiſch⸗ und Bettwerk, ) 
20. Januar c. das lebende und todte 
Is) am 21. Februar c. die aus etwa 190 


9 11. Februar 1862. 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


darauf eine geschichtliche Ueberficht über die Zeitmeſſungsinſtrumente: 
die Sande, Waſſer⸗, Gewichts-, Feder⸗ und elektro⸗galvaniſchen 
Uhren. Eine längere Betrachtung widmete er ſodann noch der An⸗ 


der Einrichtung der Räder zur Hebertragung der bewegenden Kraft. 
Der Vortrag wurde erläutert durch große deutliche Diagramme und 
mannichfache Modelle, auch durch Vorzeigung eines in Bewegung 


S — lb. v. Bülowies Konzert], deſſen Bevorſtehen wir 
neulich ſchon erwähnten, iſt nun auf Sonnabend d. 22. d. M. 
angeſetzt. Der junge Künſtler, bekanntlich ein Schwiegerſohn Liszt's, 
bat in ſein Programm namentlich mehrere Pianofortekompoſitionen 
und Transſkriptionen ſeines berühmten, eben genannten Meiſters, 
dann mehrere Piècen von Chopin, Moniuszko und Nowakowski 
aufgenommen, und eröffnet daſſelbe in ſehr würdiger Weiſe mit 
Beelhovens Sonate op, 81: Les adieux, absence et le retour. 


Hr. v. B. der mit vollem Recht zu den erſten Pianiſten der Gezen⸗ 


wart zählt, wird nach dem Vorgange mancher anderen Koryphäen 


auf dieſem Gebiete, auch hier, wie er es ſchon in Berlin und an an⸗ 
deren Orten gethan, allein ohne jede anderweite Unterſtügung auf⸗ 


treten, und wir dürfen wohl hoffen, daß auch bei uns die Vielſeitig⸗ 


mens mit Erfolg beſiegen wird. Wenigſtens iſt ihm dies bisher ja 
noch überall glücklich gelungen. 

r Wollſtein, 12. Febr. [Geſchäftliches; Verurtheilung.] Bis 
vor einigen Wochen iſt von hier aus durch einige Handlungshäuſer ein ſehr be⸗ 
deutendes Geſchäft in Getreide und namentlich in Erbſen nach Breslau und 
nach Oberſchleſten gemacht worden. Ja Folge des Sinkens der Preiſe iſt dad 
ſelbe aber ins Sto a rag und Die Verſendungen haben gänzlich aufgehört, 
was vielen Handlungehäuſern, die noch große Vorräthe auf Lager haben, em⸗ 
pfiudlichen Verluft verurſacht. Auch das Spiritusgeſchäft hat durch neuerdings 
eingetretene Flauheit eine bedeutende Schlappe erlitten.’ Wei ſehr ausgedehnten 
Vorräthen zeigt ſich nur wenig Kaufluſt. — Am 12. November v. J. erſchien 
der Tiſchlermeiſter Lipkowski in der N wor Lehrers K. und ftellte ihn 
zu Rede wegen angeblicher — feines Sohnes beim Unterricht. Dabei 


entſpann ſich ein heftiger Wortwechſel, der zuletzt in thätliche Mißhandlung des 


Lehrers Seitens des V. ausartete. Der Mißhandlung eines Beamten in Be⸗ 
zug auf fein Amt angeklagt, wurde geſtern L. von der Kriminaldeputation des 
k. Kreisgerichts zu einer Gefängnißſtrafe von 4 Monaten verurtheilt. Die 
Staatsanwaltſchaft hatte nur 8 Wochen beantragt. 


Vermiſchtes. 


München, 10. Febr. Mit Genehmigung des Königs wird 
zu Ehren des am 5. Januar 1849 verſtorbenen berühmten Steno⸗ 
eiae Gabelsberger die Kaſernenſtraße dahier den Namen Ga- 

elsbergerſtraße erhalten, und an dem Hauſe Nr. 15 derſelben, in 
welchem Gabelsberger ſtarb, vom Magiſtrat eine Gedenktafel an⸗ 
gebracht werden. 

Gotha, 10. Februar. Nachdem Herr v. Beurmann fein 
ſchwieriges Vorhaben, von nur einem ſchwarzen Diener begleitet 
durch die öſtliche Sahara nach Wara vorzudringen, am 26. Desbr, 


(Oppin bei Halle) derließ, am 29. in Marſeille eintraf, und ſich 
am folgenden Tage daſelbſt einſchiffte, hat derſelbe nach eben einge⸗ 
langten Nachrichten Malta am 9. Januar erreicht. Von hier konnte 
er.erft am 21. Januar mittelft Segelſchiff nach Bengaſi, dem an 
der Nordküſte genen Ausgangspunkt ſeiner Reiſe, abreiſen. 
Herr Eduard Roſenbuſch, Telegraphenbeamter in Malta, erhielt 
bereits am 27. 1 eee die Nachricht von Afrika, daß Herr 
v. Beurmann am 25. Morgens 8 Uhr glücklich in Bengaſi gelandet 
ſei. Von Bengaſi hoffte Herr v. Beurmann ſchon nach 2 oder 3 
Tagen nach dem Innern aufbrechen zu können. 

„Wie die Tiroler „Volks⸗ und Schützen⸗Ztg.“ ſchreibt, iſt 
kürzlich die Büchſe Andreas Hofers von der Veſte Koburg in ihre 
alte Heimath zurückgelangt. Dieſelbe war aus der Hand des Kai⸗ 


Lebensverſicherungsbauk f. D. in Gotha. | 


Ueber die Geſchäftsergebniſſe dieſer Anſtalt im Jahre 1861 kann vorläufig mitgetheilt werden, daß die⸗ 
ſelben wiederum ſehr günſtig waren. 

Durch einen Zugang an neuen Verſicherungen bon 1365 Perſonen mit 2,603,500 Thlr. Verſicherungs⸗ 
ſumme, iſt der Verſicherungsbeſtand auf ohngefähr 23,550 Perſonen mit 38,775,000 Thlr. und der Bank⸗ 
fonds auf 10,800,000 Thlr. geſtiegen. 

Bei einer Jahreseinnahme an Prämien und Zinſen bon 1,820,000 Thlr. waren nur 860,900 Thlr. für 
544 geſtorbene Verſicherte zu vergüten, welcher Betrag die rechnungsmäßige Erwartung nicht erreicht. 

Im Jahre 1862 wird der Ueberſchuß des Verſicherungsjahres 1857 mit 339,189 Thaler an die Ver⸗ 


tadt Santompäl unter Nr. 6 belegen Erund-| mithin den Theilnehmern noch größere Vortheile als bisher zu Gute kommen. 


ftück, abgeſchätzt auf 


593 Thlr., 
l im W 
— ge der freiwilligen Subhaſtation i. 


am 20. März — 2 Vormittage um 


r 
an ordentlicher Gerichtsſtelle v t werden. 
Schroda, den 11. Saua 862. 10 
ckanntmachunng 
Im Auftrage des biefigen Berichts werde ich 
auf der Probſtei der Stadt Kriewen am 18. 
ar d. J. und an den folgenden Tagen den 
chlaß des Probſtes Poniecki | 
Es werden ausgeboten werden: 


und lade Kaufluſtige hierzu ein. 


Verſicherungen werden bermittelt durch 
Herm. Bielefeld in Poſen. 


A. C. Tepper in Bromberg. 


Kreisgerichtskaſſen-Rendant Müller in Gneſen. 


Apotheker Skutsch in Krotoſchin. 
S. G. Schubert in Liſſa. 


Ernst Fr. Jockisch in Meſeritz. 


Carl Zakobielksi in Oſtrowo. 
Carl Baum in Rawicz. 


Kanzleidirektor Spiski in Schönlanke. 


Pörſen⸗Ruchrichlen. 
Conservatorium für Musik, 


13. Februar 1862. 


ſers Franz als Geſchenk in den Beſitz des Herzogs von Hildburg⸗ 
hauſen übergegangen, von da kam fie durch Erbſchaft in die berühmte: 
Waffenſammlung der genannten Veſte. Herzog Ernſt von Koburg⸗ 
Gotha war der Anſicht, daß das Nationalmuſeum zu Innsbruck 
der geeigneiſte Platz zur Aufbewahrung der Waffe ſei, und fie ging 
mit folgendem Schreiben an die Vorſteher deſſelben ab: „Geehrte 
Herren! Seit Jahren ein heimiſcher Gaſt in Ihren ſchönen Ber⸗ 
gen, habe ich Gezend, Menſchen und Leben dort ſo lieb ene 
daß es mir ein längſt gefühltes Bedürfniß war, dem mir werthen 
Lande meine aufrichtige Zuneigung durch eine Liebesgabe bogen en 
u können. Nun ift meine, Kennern längſt wohl bekannte er 
har im Befig einer, wenn auch äußerlich ſchmuckloſen, fo doch 
für die Geſchichte und das Land Tirol beſonders werthvollen Sel⸗ 
tenheit, der Büchſe Andreas Hofers, und ich zweifle nicht, daß meine 
Sid we Abſicht von jedem echten Tiroler verſtanden werden 
wird, wenn ich dieſe Waffe des berühmten Freiheitshelden und Vor⸗ 
fechters für das angeſtammte Kaiſerhaus ſeines Landes an der Stelle 
niederlege, die den gerechten Anſpruch auf ſie hat. Es gereicht mir 
daher zum beſonderen Vergnügen, Ihnen dieſelbe mit der Beſtim⸗ 
mung hiermit zu überſenden, daß ſie für alle Zeiten in dem Tiroler 
Landesmuseum aufbewahrt bleiben ſoll, ſowohl als Ehrendenkmal 
ihres berühmten Trägers, als zum beſcheidenen Gedächtniß der auf⸗ 
richtigen Anhänglichkeit, mit der ich ſtets verbleibe Ihr ergebener 
Ernſt, Herzog von Koburg. Gotha, 18. Januar 1862.“ 


Als fortgeſetzter Beweis von der heilkräftigen Wirklamkelt des vegetabilt⸗ 
ſchen Kräuterhaarbalſams, Esprit des heben von Hutter 
Comp. in Berlin, Niederlage bei Herrmann 8 
in Poſen, Breslauerſtraße 9, mögen nachſtehende Reſultate als Zeugniß dienen: 

In Folge einer ſehr ſtarken Erkältung zog ich mir ein rheumatiſches Leiden 
zu, welches den faſt gänzlichen Verluft des Haupthaares zur Folge hatte. Da 
hörte ich von dem Hutterſchen Haarbalſam, deſſen Wirkung von bielen 
meiner Freunde beſonders belobigt wurde; ich wandte deshalb auch deuſelben an, 
und er zeigte bald, daß ſein Ruhm ein beſtehender ift, denn nach Verbrauch von 
vier Flaſchen, & 1 Thlr., ſah ich mich mit ſchönem und dichten Haar bedeckt. 
Somit drängt dieſes Mittel alle älteren und neueren dieſer Art vollkommen in 
den Hintergrund, und muß dieſer Balſam allen gleich Leidenden beſtens empfoh⸗ 
len werden, da er zur wirklichen Wiederbelebung des Haupthaares untrüglich 
beiträgt. a i 

Magdeburg, den 1. Februar 1862. E. Meissner. 

Angekommene Fremde. 

Vom 13. Februar. 2 f 
HOTEL DU NORD... Die min mad v. Skoraczewski aus Lednagora, 
v. — e und v. * — N 1775 Rit⸗ 

tergutsbeſitzer v. Wilezynska aus anowo gierxungs⸗Feldme 
Sſiaßbur 1. aus Cierukan und 1 ſt Dr. Senne welt aus role 
STERN’S HOTEL DE L’EUROPE. Mittergutsbeſitzer Köhler aus Zawada, 
zur Zegarowicz aus Birnvaum, Fabrikant leb aus Meißen, die 

aufleute Walter aus Liſſa und Jgcobſon aus 1 ar 

MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Nittergutsbe 9 aus Paradies, 
die Kaufleute Lingner aus Magdeburg, Peltin, Gericke und Hoffmann 
aus Berlin, Frieſe aus Weſel, Dittrich aus Hamburg, Bames aus 
Frankfurt a. M., Grieſecke aus Leipzig, Kollmann und Maaß aus 


Stettin. 

BUSCH’S HOTEL DE ROME. Die Kaufleute Horn und Wolfheim aus 
Stettin, Leſſer aus Stargard, Hochſtetter und Baumeiſter Fabricius 
aus Berlin, Frau Rittergutöbefiger Materne aus Chwakkowo, Babri- 
kant Müller aus Breslau und Diſtrikts⸗Kommiſſarius Siſcher aus 

g 1 9 Gi; 


Duſznik. E 
HOTEL DE PARIS. Gutsbeſitzer v. Ulatowski aus Morakowo, Gutsver⸗ 
walter Mrowinski aus Gosciecſzyun, Landwirth Bryht aus Berlin und 
Partikulier Kaminski aus Sepno. 
HOTEL DE BERLIN. Die Kaufleute Küſter aus Glogau, Fürth aus Liſſa 
und Zuckermann aus Thorn, Rentier Leichtentritt aus Militſch, Stu⸗ 
dioſus v. Weſierski aus Modliſzewko und Rechtsawalt Bauermeiſter 


aus Schrimm. a x 

EICHBORN’S HOTEL. Frau Kaufmann Szybilska und die Kaufleute 
Alexander und Gellert aus Pleſchen. 2 

BICHENER BORN. Lehrer Friedmann aus Landsberg O. S. und Eigen 
thümer Herzog aus Schwerſenz. i 2 


ine geübte Schneiderin empfiehlt ſich d 
E Serricaften Graben Nr. Auge 2 


a as geehrte Publikum m ich hiermit auf⸗ 
ehrer; Profeſſor Di merkſam, da EN vertan Bett um 
ge 4 Yang); | Ratten, Mäuſe, Schaben zu vertilgen, und ein 

„A. Kum⸗ Jahr Garantie leiſte. Adreſſe Jeſultenſtraße 9. 

H. Burkhardt. 


Mit meinen großen Transport von 
Aepfel, Birnen, Pflaumen⸗, 
Pfirfich- und Aprikoſenbäume, 

fo wie Kamelien, ſtämmige Nofen, 
— [Nelken und Blumenzwiebeln bin ich ein⸗ 
troffen und empfehle ſolche zu zeitgemäßen 


reiſen. 
äZuule 


aus Tübingen. 
Meine Wohnung und Niederlage ift Krug's 
Hotel, St. Martin Nr. 114. 
A* dem Dominio Bauchwitz, Kreis Me⸗ 
ſeritz, Öroßherz Mofen, ſtehen 100 Fett- 


hammel bei ſofortiger Abnahme zum Verkauf. 


ine ſchwarz und weißgefleckte Windhündin 
8 iſt zu verkaufen. Nat. St Adalbert 46/47. 


Großer Ausverkauf von 
Putzſachen 


Schwarze Taffet's 
guter Qualität und glanzreich, empfehle ich von 
12½ Sgr. pro Elle an, 


8. H. Korach, 


Waſſerſtraße 30. 


Dezimal⸗Brückenwaagen 
mit und ohne verbeſſerte Konſtruktion offertrt 
zu ſoliden Prelſen unter Garantie die Eiſen⸗ 
handlung von Magnus Beradt, 

Breiteſtraße Nr. 20. 


6 1 


= Sir Tempel des Humanitäte-Bereine| 5 an friſche Wurſt und Sauer-] Weizenmehl 0. 5854, O. u. 1. 442 5 Rt. 
2 Freitag den 14. d. Abends und Sonnabend TER kraut Bergſtr. 14, wozu einladet Roggenmehl 0. 3 K a 45, 0. u. 1. PR 
Vormittags Probevortrag des Kantors Herrn Fr. Matzel. 


Da | Sean. tettin, 12. Febr. N; klare Luft. 


2 NNO 
8 (8 4 Ae wee „gereinigung Feten . 12 80 Sn ern — 
u. dgl., von 4, 6 und 8 Zoll Durchmeſſer, welche ſofort pro Minute %, ½, © A Noſalie Nochhonz, Poſen. 765 Rt. 12 do. Märk. 


und 1 Quart Waſſer filtriren, ſich in jedem Gefäße anwenden laſſen und ſehr leicht Sam Louis Brock. Geſchäfts⸗ er vom 13. Februar 1862. Rt. bz., feiner weißer 81-82 Rt. b bg, 9 85ppd. — 
© 


Wir arpſchte 


Pat. Reſervoir⸗ Fülrtbale 


5 für Haushaltungen, Fabriken und Landwirthſchaften, jo wie für Militaird, Reiſende 


zu reinigen find, | b Schwerſenz. Poſen. Fonds. Br. Gd. bez. Br e It 82 Rt. bz. u. Gd., Juni ⸗ 
Die Fabrik plaſtiſcher Kohle in Berlin. Nie Verlobung unferer Tochter Johanne Preuß. 33% kante — 2 81 
5 20 8 mag Labſſchin rd e 95 . Staats. Anlelhe er 10 — 1 8 5 . u TR Tpfd. 
0 a ' EN Br nn teen au zeigen WIE Rerg 1 =» uni⸗Juli 49 u. Br., Juli -Augu 
> 5 9 und Bekannten Biel Diener und —— = 4% dab ne 7 = ** 9 1 — we Far 0 1 uf 
d — 103 — 
F e benbütder Militarlack, a0 Nun her e e eee, e e ebete Ha ind Safer ohne dn 
als anerkannt beſtes Putzmittel für 2 Lederzeug allgemein beim Militär Angeführt em; Johanna Neufeld, 4 „ neue 97 97 = Erbſen 45-48 Rt. nach ual. bz. 
pfehlen Hampe & Comp. in Brandenburg a. H. Jacob Golpfein Schleſ. 40 % Pfandbriefe 1100 _ >20 a ger Landmarkt 
Ei gebrauchtes Mahagoni-⸗Plüſchſopha fiche Fine große möblirte Stube ift vom 1. März Poſen. La bisch n. a4 % — — — N — 2 34 35 ala um 
ſehr billig zum Verkauf in der Nell E Egge Kitterfr. 1 Venter. zu te itterſtr. 1 Parterre zu vermiethen. Wie heute Nacht erfolgte glückliche N Poln. 4. b 4jy 1 * — — 2880 Sar 55 
W e „Korniker, Markt- u. Schloß EEE SHausiehrer, Gouvernanten und dung meiner lieben Frau Bianca g Polener 2 ee II Em. — 3 uf eu 1 — deer 
ſtraßen⸗Ecke 85. Wirthſchafterinnen finden bald dau⸗ eee von einem kräftigen Machen 7 5% rd. Dblisot. a 100} er Fer 
wei hydrauliſche Oelpreſſen ach enform) ernde Dee durd) zeige hierdurch Freunden und Verwandten an. * Fegg nzial-Ban eng 18 88 Rüböl 1010 DR a „Br, April⸗Mal 123 Rt. 
werden zu kaufen geſucht und ei men fr. J. v. Malotki in Berlin, Frankfurt a. O., den 12. * 1862. Sta ard⸗ Y br, Eiſenb. St. Akt. — — Br., Sept.⸗Okt. 121 Rt. ö. 10 155 
Na mit ee Zeichnung, Beſchrei· l Juvalidenſtraſſe 78. N. M. Elkes. Ober EHI. Eſſenb. St. Aktien Lit A. —— — Spiritus loko ohne Fa t 5j. Febr. 9 
bung und Preis Aer $ entgegen. Handlungstommis I Auswärtige Familien -Machrichten. Prioritäts,Oblig. Lit. EK. — 86 Gebr, „März 17 Rt. b. ühjabe 17 12 2 
Alpor ae. | u Branchen, welche noch zum 1. April pla-| Geburten. Ein Sohn dem Hrn. v. Wedellſ p Polnische Banknoten — 7 u. Gd. 3 Br.. Wel. Junt af 
Beachtun N eirt zu fein wünſchen, vermittele ich promptſin Gauten, dem Hauptm. v. Hanneken in Tor.] Ausländische Banknoten große Ap.— — G5. Juni-Juli 18 Rt. Gd. ft. 806) 
Ein Paar gußeiſerne Walzen tarker Bauart und exakt vortheilhafte Engagements. au, dem Pr. Lieut. Kauſch in Stolp, dem Posener 5% Kreis. Obligationen — 99 — [ Bresla u, 12. Feb Wett t 
zur Oelfabrikation, find veränderungshalber zu L. Hutter, Kaufmann, Berlin. Nueſen v. Wuſſow in Schweidnitz, dem Paſt. 5% Obra Melior.⸗Obligationen — 1 — e Keen En 75 4 0. 
verkaufen und in Empfang zu nehmen bei dem] (Sine Haushälterin wird zur ſelbſtändigen Füh⸗ uhlo in Valdorf, dem Paſtor Tiſcher in Wu: Köln⸗Mind. Prior.⸗Attien IV. Em. 94 — [Wind: NW. { 4 


Aer von Carlsbrunn bei Poſen. 3 dag n mit anfehn- 7 dem Pr. Lieut. v. Podewils in SwineP No gen, unerändert, pr. Febr. 44 bz. u. 24 weißer Weizen 89-92 S ittel 
en „|lihem Gehalte bein dur € 7 en 3 * 1 Sante[® Br., Fei „März 44 „ar, März April, &kp weißer 9 wi bunter 83-87. Sgr. f. gelber 
5 in Berlin, Charlottenſtr 69. in. = em Paſt, Beling in Gr. Schwir⸗] Br., Frühſahr 441 1 Br., April ⸗ Mal] Schleſ. 88 90 Pee galiziſcher Vie — 36 


0 Helmut 
en, dem Hauptmann Mattern gen. v. Preuß in 445 Br., Mai⸗Juni 44 Br. 
Ein Oekon. Inſpektor, 1 7 0 oder Reg. Aſſeſſor Jonas in Berli 401 Sgr. ger 50575590 Sgr. 
tische Bananen —— at gleich, welcher bereit wäre, die Rechn. Ahlen chem. * feier 3 A Berlin] Epiritne, malt, gefündigt a Feiner Roggen 6162 Sgr. mittler 58— 
0 mit Naß pr. Febr. 48g bi. u. Gp. Mön 16 60 Sgr. orf 30 57 Sgr 
empfiehlt in Breslauer Fabrikat a 52 od. Aufficptöführ. einer Fabr mit zuüßern findet] Todesfälle. Rent. Lenke, Dr. Berdufchel, bz en Br., April 164 Br. u. Gd. Mat 164 Geiste een —— mre 0 

5 a den Zentner. dauernde u. ſelbſtänd. mit 600 Thlr. feſt. Jahres. | Fr., Zimmermann, verw. Fr. Büſching und Geh. br 1 Br. Juni 17 Br. Ault 17 5 Br. 1 77 ale In n un 1 . Sr. gr., 

eee Asch, Schloßſtr. 5. Teint. u. Tant. verbundene Anſtellung. Fachkennt⸗ Juſtizralh Hellwig in Berlin, Legat. Rath v 21 2508 gelbe 
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